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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 26. Februar 1997 

Die Bundesregierung verfolgt mit großer Aufmerksamkeit, ob die jugosla- 
wische Regierung ihre vertragliche Verpflichtung einhält, die Rückkehrer 
unter voller Achtung ihrer Menschenrechte und Würde zu behandeln. Sie 
wird die Einhaltung dieser Verpflichtung weiterhin mit aller Deutlichkeit 
einfordern. 

Die deutsche Botschaft in Belgrad ist angewiesen, über Zwischenfälle, die 
der genannten Verpflichtung der jugoslawischen Seite widersprechen, 
umgehend zu berichten. Behauptungen menschenrechtswidriger 
Behandlung von Rückkehrern ist die Botschaft in allen Fällen nachgegan- 
gen. 

Seit der vorläufigen Anwendung des bilateralen Rückübernahmeabkom- 
mens sind derartige Fälle bisher nicht bekanntgeworden. 

Festzuhalten bleibt, daß jeder Abschiebung die Überprüfung behaupteter 
Abschiebehindernisse im Einzelfall (§§ 51 ff. AuslG) vorausgegangen ist. 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß mit 
der Zusicherung des jugoslawischen Innenmini- 
sters Jokanovic, sich für eine konsequente Um- 
setzung des deutsch-jugoslawischen Abkom- 
mens einzusetzen, die mit der Regierung der Bun- 
desrepublik Jugoslawien vereinbarte humanitäre 
Behandlung der aus der Bundesrepublik 
Deutschland in ihre Heimat zurückkehrenden 
Kosovo-Albaner verläßlich und auf Dauer sicher- 
gestellt wird, oder welche weiteren Maßnahmen 
wird die Bundesregierung zur Sicherheit der 
Rückkehrer ergreifen? 


2 . 


Abgeordneter 

Norbert 

Gansei 


(SPD) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
Sachverhalte zu klären und Mißständen abzuhel- 
fen, nachdem die Presse darüber berichtet hat 
(Flensburger Tageblatt vom 6. Februar 1997), daß 
rückkehrwillige Flüchtlinge aus Bosnien-Herze- 
gowina bei der bosnischen Botschaft in Bonn zum 
Teil erhebliche Gebühren und Sonderleistungen 
erbringen müssen, um die für die Rückkehr erfor- 
derlichen Unterlagen und Genehmigungen zu 
erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Friedrich von Ploetz 
vom 3. März 1997 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Botschaft der Republik Bosnien- 
Herzegowina in Bonn hohe Paßgebühren von ihren sich in Deutschland 
aufhaltenden Staatsangehörigen verlangt. Bereits seit geraumer Zeit 
drängt sie die Botschaft, bei der Kostenerhebung die soziale und wirt- 
schaftliche Lage der Antragsteller zu berücksichtigen und die Gebühren 
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für Sozialhilfeempfänger deutlich zu reduzieren. Es ist nicht akzeptabel, 
daß für die Ausstellung von Pässen an bosnische Flüchtlinge, die Empfän- 
ger deutscher öffentlicher Sozialleistungen sind, hohe Gebühren verlangt 
werden, für die letztiich der Steuerzahler in Deutschland aufkommen 
muß. 

Eine zufriedenstellende Lösung konnte bisher nicht erreicht werden. Die 
Botschaft verweist zur Rechtfertigung der Gebühren auf den hohen Auf- 
wand für die erforderliche Überprüfung der Identität und Staatsbürger- 
schaft der aus dem früheren Jugoslawien geflüchteten Antragsteller. 
Davon seien alle Personen betroffen, die zum ersten Mal einen bosnischen 
Nationalpass beantragen und bislang lediglich im Besitz eines alten, 
jugoslawischen Nationalpasses, eines kroatischen Nationalpasses oder 
eines alten Personalausweises sind. Die Gebühr für Sozialhilfeempfänger 
wurde bereits ermäßigt, allerdings noch nicht im gewünschten Umfang. 
So betragen die Gebühren für die Erstausstellung eines Passes 326 DM (für 
Sozialhilfeempfänger 236 DM), für eine Verlängerung oder Ausstellung 
eines zweiten Passes nach Verlust 210 DM (für Sozialhilfeempfänger 
150 DM). Dabei wird nicht zwischen Antragstellern mit Bleiberecht in 
Deutschland und Rückkehrern unterschieden. 

Zu dem von der Presse erwähnten zusätzlichen Zahlungen an die Bot- 
schaft liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. 


3. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 


(CDU/CSU) 


Trifft die Feststellung des tschechischen Mini- 
sterpräsidenten Vaclav Klaus zu, wonach bei den 
Verhandlungen zur Deutsch-Tschechischen Er- 
klärung in Bezug auf die Vermögensansprüche 
der Sudetendeutschen und das Recht der Sude- 
tendeutschen auf ihre Heimat „die deutsche Seite 
diese Frage niemals offiziell und explizit auf- 
geworfen” habe und „daß die deutsche Seite an- 
erkennt, daß die Tschechische Republik unter 
anderem an die Dekrete des Präsidenten der 
Republik und an die Entscheidung des Verfas- 
sungsgerichts vom 8. März 1995” gebunden ist 
(zitiert nach FAZ, 8. Februar 1997)? 


4. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
tschechischen Ministerpräsidenten Vaclav Klaus, 
wonach die Deutsch-Tschechische Erklärung 
feststelle, daß über Fragen, in denen Tschechien 
und Deutschland unterschiedliche politische oder 
rechtliche Auffassungen vertreten, „in Zukunft 
nicht mehr auf zwischenstaatlicher Ebene oder 
Regierungsebene . . . diskutiert werden soll” 
(zitiert nach FAZ, 8. Februar 1997)? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 24. Februar 1997 

Ich verweise auf die Antwort der Bundesregierung zu Ihren Fragen 1 und 2 
in Drucksache 13/7116 und wiederhole, wie bereits in meinem Schreiben 
vom 5. Februar 1997 zu Ihrer schriftlichen Frage 5 in Drucksache 13/6932 
ausgeführt, daß die Bundesregierung keine über Ziffer IV der Deutsch- 
Tschechischen Erklärung über die gegenseitigen Beziehungen und deren 
künftige Entwicklung hinausgehenden Zusagen gegeben hat. 
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5. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang durch die Tschecholsowakei konfiszier- 
tes sudetendeutsches Eigentum bis heute völker- 
rechtswidrig versteigert oder verkauft worden 
und in das Eigentum von Privatbesitzern über- 
gegangen ist? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 26. Februar 1997 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß z. B. im Rahmen der sogenannten 
kleinen Privatisierung von der tschechischen Regierung kleinere Gewer- 
bebetriebe, Gaststätten etc. meistbietend an tschechische Staatsbürger 
versteigert wurden. Ob und gegebenenfalls wie viele dieser Betriebe 
ursprünglich Sudetendeutschen gehörten, entzieht sich jedoch der Kennt- 
nis der Bundesregierung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


6. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Bunker sind seit 1990 aus der Zivilschutz- 
bindung entlassen worden, und welche Gründe 
sprechen angesichts der gegenwärtigen Zivil- 
schutzplanung gegen eine Befreiung des im 
Eigentum der Stadt Münster befindlichen Hoch- 
bunkers in der Lotharinger Str. von der Zivil- 
schutzbindung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 27. Februar 1997 


Seit 1990 sind bundesweit nur diejenigen während des Zweiten Weltkrie- 
ges errichteten Bunker aus der Zivilschutzbindung entlassen worden, die 
sich zu diesem Zeitpunkt noch immer in dem Zustand befanden, in dem sie 
sich bei Kriegsende befunden haben, also für den Schutz der Bevölkerung 
nicht mehr geeignet waren. 

Der in der Lotharinger-Straße in Münster belegene stadteigene Bunker 
hingegen, der über 943 Schutzplätze verfügt, ist in den Jahren 1981 bis 
1984 mit Mitteln aus dem Bundeshaushalt in Höhe von rd. 1,1 Mio. DM 
nutzbar gemacht, d. h. für seinen ursprünglichen Verwendungszweck 
wiederhergerichtet worden. 

Nutzbargemachte Schutzbauwerke des Zweiten Weltkrieges werden 
grundsätzlich in ihrer Substanz und Funktionsfähigkeit erhalten, so daß 
ihre Entlassung aus der Zivilschutzbindung nicht in Betracht kommt 
(vgl. Bericht der Bundesregierung zur zivilen Verteidigung an den Innen- 
und den Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages vom 27. Juni 
1995. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


7. Abgeordneter 

Volker 

Kauder 


(CDU/CSU) 


Wann rechnet die Bundesregierung mit der Inbe- 
triebnahme des länderübergreifenden staatsan- 
waltschaftlichen Verfahrensregisters (ZStV), 
zumal bereits mit dem Verbrechensbekämp- 
fungsgesetz von 1994 die Rechtsgrundlagen 
dafür geschaffen wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Heinz Lanfermann 
vom 4. März 1997 

Das länderübergreifende zentrale staatsanwaltliche Verfahrensregister 
(ZStV) wird nach den im Rahmen des Verbrechungsbekämpfungsgeset- 
zes vom 28. Oktober 1994 (BGBL I S. 3186, Drucksache 12/6853) neu in die 
Strafprozeßordnung auf genommenen §§ 474 ff. StPO errichtet. Die Reali- 
sierung erfolgt gemäß §§ 474, 476 Abs. 5 auf der Grundlage der mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangenen Errichtungsanordnung vom 
7. August 1995 (BAnz. Nr. 163) durch den Bund, vertreten durch General- 
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof. 

Nach Nummer 10 der Errichtungsanordnung sind organisatorische und 
technische Einzelheiten, insbesondere zur Kommunikation zwischen den 
anliefernden Behörden und der Registerbehörde und zu Datenschutz und 
Datensicherheit (z. B. Fragen der Verschlüsselung der Daten auf dem 
Transportweg) in organisatorisch-technischen Leitlinien vom Bundes- 
ministerium der Justiz und den Landesjustizverwaltungen sowie den 
Obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder einvernehmlich zu 
regeln. Diese organisatorisch-technischen Leitlinien sind im Laufe des 
Jahres 1996 nach langen und schwierigen Verhandlungen mit den Län- 
dern von den Betroffenen unter Einigung auf technische Standards nun- 
mehr einvernehmlich erstellt worden. Die Bund-Länder-Kommission für 
Datenverarbeitung und Rationalisierung in der Justiz (BLK) sowie der 
Strafrechtsausschuß wurden an den Verhandlungen beteiligt. 

Nach Durchführung eines beschränkten Ausschreibungsverfahrens, am 
12. Juli 1996, hat der Generalbundesanwalt am 15. November 1996 den 
Zuschlag für die Verfahrensrealisierung erteilt. Die Arbeiten sind umge- 
hend aufgenommen worden und schreiten gut voran. 


Der weitere, eng bemessene Realisierungszeitplan für das ZStV sieht wie 
folgt aus: 


1. Quartal 1997 

Erabeitung des DV-technischen Feinkonzepts 

2. Quartal 1997 

Erstellung des Datenmodells und Realisierung der 
Kommunikations Schnittstellen mit den Nutzern 

3./4. Quartal 1997 

Realisierung der Erst- und Folgemitteilungen 

1. Quartal 1998 

Realisierung Auskünfte und Abfragen 

2. Quartal 1998 

Realisierung sonstiger Funktionen 

3./4. Quartal 1998 

Installation und Einrichtung der Hardware 

Anfang 1999 

Aufnahme des Wirkbetriebes 


Mit der Inbetriebnahme des Gesamtsystems ist Anfang 1999 zu rechnen. 
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Die Länder und sonstigen gesetzlich vorgesehenen Nutzer bereiten auf 
der Grundlage der organisatorisch-technischen Leitlinien für diesen Zeit- 
punkt die Betriebsaufnahme vor. Aufgabe der Bundesländer ist es dabei 
insbesondere, neben der Übermittlung auskunftsfähiger Verfahrensdaten 
zeitgerecht die Systeme bereitzuhalten, die für die Anlieferung der Daten 
zum Bundeszentralregister und den Auskunftsbetrieb erforderlich sind. 


8. Abgeordneter Welche Gründe für die Verzögerung sind der 

Volker Bundesregierung bekannt? 

Kauder 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Heinz Lanfermann 
vom 4. März 1997 

Angesichts der Tatsache, daß mit der Erarbeitung der organisatorisch- 
technischen Leitlinien erst nach dem Inkrafttreten der Errichtungsanord- 
nung, im August 1995, begonnen und der erforderliche intensive Abstim- 
mungsprozeß mit allen Bundesländern erst Juni 1996 abgeschlossen wer- 
den konnte, war das Ausschreibungsverfahren für die Verfahrensrealisie- 
rung erst im Juli 1996 möglich. Insoweit kann von einer außerplanmäßigen 
Verzögerung nicht gesprochen werden. Bei den gegebenen Rahmen- 
bedingungen und der Komplexität des Verfahrens übersteigt der tatsäch- 
liche Realisierungszeitraum von etwa zweieinhalb Jahren (Juli 1996 bis 
Anfang 1999) von der Ausschreibung bis zum Wirkbetrieb, das für Pro- 
jekte entsprechender Größenordnung erforderliche Maß nicht. 

Da das ZStV-Projekt planmäßig voranschreitet, ist nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand mit der termingerechten Inbetriebnahme Anfang 1999 zu 
rechnen. 


9. Abgeordneter 

Volker 

Kauder 


(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
inwieweit sich das mit dem Verbrechensbekämp- 
fungsgesetz geschaffene beschleunigte Verfah- 
ren - nach dem es bei einem einfach gelagerten 
Sachverhalt oder einer klaren Beweislage zu 
einer sofortigen Verhandlung kommen kann - 
bewährt hat, und wie bewertet sie ggf. diese 
Erkenntnisse? 


Antwort des Staatssekretärs Heinz Lanfermann 
vom 4. März 1997 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt zu allen Maßnahmen bekannt, 
die geeignet sind, Gerichtsverfahren ohne Beeinträchtigung der Wahr- 
heitsfindung und der berechtigten rechtsstaatlichen Interessen der Bürger 
zu beschleunigen und zu straffen. Mit dem Verbrechensbekämpfungs- 
gesetz vom 28. Oktober 1994 sind Regelungen geschaffen worden, die 
darauf abzielen, Staatsanwaltschaft und Gerichte zu einer stärkeren Nut- 
zung des beschleunigten Verfahrens (§§ 4 17 ff. der Strafprozeßordnung) 
zu veranlassen. 

Aufgrund des Beschlusses der 67. Konferenz der Justizministerinnen und 
Justizminister ist eine Arbeitsgruppe des Strafrechtsausschusses „Bessere 
Nutzung des beschleunigten Verfahrens" eingerichtet worden, an der das 
Bundesministerium der Justiz mitwirkt. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe 
bleiben abzuwarten. 
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10. Abgeordneter 
Volker 
Kauder 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Anwendung des beschleunigten Verfahrens ge- 
rade auch bei Ladendiebstahl geeignet ist, zumal 
durch das tatzeitnahe Urteil eine nicht unerheb- 
liche abschreckende Wirkung zu gewärtigen ist? 


Antwort des Staatsministers Heinz Lanfermann 
vom 4. März 1997 


Die Durchführung von Strafverfahren ist grundsätzlich Aufgabe der Lan- 
desjustizverwaltungen. 

Darüber hinaus ist anzumerken, daß die mit dem Verbrechensbekämp- 
fungsgesetz vom 28. Oktober 1994 geschaffenen Neuregelungen auch 
darauf abzielen, insbesondere in tatsächlichen oder rechtlich einfach gela- 
gerten Fällen eine Aburteilung zu ermöglichen, die der Tat möglichst auf 
dem Fuße folgt. Der Täter soll die Folgen seiner Tat unmittelbar spüren. 
Hierdurch soll eine bessere Einwirkung auf den Täter erreicht, die 
Abschreckung für potentielle andere Täter erhöht und das Vertrauen in 
den Rechtsstaat gestärkt werden. Ob es sich im konkreten Einzelfall um 
einen tatsächlich oder rechtlich einfach gelagerten Fall handelt, der es 
rechtfertigen könnte, einen Antrag auf Durchführung des beschleunigten 
Verfahrens zu stellen, ist von den Strafverfolgungsbehörden der Länder zu 
beurteilen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


11. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Wie gliedern sich die 11 Mrd. DM - die gemäß 
den vom Sprecher der Bundesregierung mitge- 
teilten Ergebnissen des Koalitionsgesprächs vom 
18. Februar 1997 im Bundeshaushalt 1996 und 
1997 angeblich aufgrund der Blockade im Bun- 
desrat fehlen - auf die dem Bundesrat zugelei- 
teten Bundesgesetze auf, und welche dieser 
Gesetze sind nach einem Vermittlungsausschuß- 
verfahren schließlich doch mit Zustimmung des 
Deutschen Bundestages und des Bundesrates in 
Kraft getreten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 3. März 1997 


Im vom Deutschen Bundestag beschlossenen Entwurf des Ersten Gesetzes 
zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms 
(1. SKWPG) aus dem Jahr 1993 war vorgesehen, die Bezugsdauer der 
Arbeitslosenhilfe auf zwei Jahre zu begrenzen. Hierdurch sollten in den 
Jahren 1996 und 1997 Einsparungen in Höhe von insgesamt rd. 8 Mrd. DM 
erzielt werden. Diese Maßnahmen konnten im Vermittlungsverfahren 
nicht durchgesetzt werden. 
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Darüber hinaus war vorgesehen, die originäre Arbeitslosenhilfe wegfallen 
zu lassen. Erreicht werden konnte jedoch im Vermittlungs verfahren nur 
eine Begrenzung auf ein Jahr. Dieser Kompromiß hat 1996 zu geringeren 
Einsparungen in Höhe von 0,6 Mrd. DM geführt. 1997 würden bei ganz- 
jähriger Wirkung geringere Einsparungen in Höhe von 0,8 Mrd. DM ein- 
treten. Da jedoch im Gesetz zur Änderung des Asylbewerberleistungs- 
gesetzes und anderer Gesetze (sog. Asylbewerberleistungsgesetz), das 
derzeit im Vermittlungsausschuß behandelt wird, wiederum vorgesehen 
ist, die originäre Arbeitslosenhilfe wegfallen zu lassen, wurde für das Jahr 
1997 lediglich eine Mindereinsparung von rd. 0,2 Mrd. DM unterstellt. 

Nach den Veränderungen im Vermittlungs verfahren hat der Bundesrat 
keinen Einspruch mehr gegen das 1. SKWPG eingelegt. 

Darüber hinaus war im Asylbewerberleistungsgesetz, das zum 1. Januar 

1996 in Kraft treten sollte, für 1996 mit der dort geregelten verstärkten 
Erfassung von Kapitalvermögen bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe (zwi- 
schenzeitlich zum 1. Januar 1997 im Rahmen des Jahressteuergesetztes 

1997 in Kraft getreten) sowie der stärkeren Beteiligung der Länder im 
Bereich der Kostentragung bei der unentgeltlichen Beförderung Schwer- 
behinderter ein Einsparvolumen von 0,9 Mrd. DM für den Bund vorge- 
sehen. 

Das verspätete Inkrafttreten des Arbeitslosenhilfe-Reformgesetzes - statt 
zum 1. April 1996 trat dieses Gesetz erst zum 1. Juli 1996 in Kraft - führte 

1996 zu Mindereinsparungen von 0,8 Mrd. DM. Dieses Gesetz wurde 
gegen den Einspruch des Bundesrates in Kraft gesetzt. 

Nach dem Wachstums- und Beschäftigungsförderungsergänzungsgesetz 
und dem Gesetz zur Ergänzung der Bezügefortzahlung (beide Gesetze 
erhielten nicht die erforderliche Zustimmung des Bundesrates) sollten sich 

1997 Einsparungen in Höhe von 0,4 Mrd. DM ergeben. 


12. Abgeordneter 

Uwe 

Hiksch 

(SPD) 


Wie hoch sind die Steuermindereinnahmen, 
wenn das steuerfreie Existenzminimum 14 000 
DM beträgt und ein progressiv-linearer Einkom- 
mensteuertarif angewendet wird, bei folgender 
Tarif alternative: Grenzsteuersatz 19,5 v. H. bis 
45 V. H. für ein zu versteuerndes Einkommen ab 
14001 bis 120000 DM (Progressionszone); Grenz- 
steuersatz 45 V. H. für ein zu versteuerndes Ein- 
kommen ab 120001 DM (obere Proportional- 
zone)? 


13. Abgeordneter Wie hoch sind die Steuermindereinnahmen, 

Uwe wenn das steuerfreie Existenzminimum 14 000 

Hiksch DM beträgt und ein progressiv-linearer Einkom- 

(SPD) mensteuertarif angewendet wird, bei folgender 

Tarif alternative: Grenzsteuersatz 19,5 v. H. bis 
49 V. H. für ein zu versteuerndes Einkommen ab 
14001 bis 120000 DM (Progressionszone); Grenz- 
steuersatz 49 V. H. für ein zu versteuerndes Ein- 
kommen ab 120001 DM (obere Proportional- 
zone)? 
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14. Abgeordneter 
Uwe 
Hiksch 
(SPD) 


Wie hoch sind die Steuermindereinnahmen, 
wenn das steuerfreie Existenzminimum 14000 
DM beträgt und ein progressiv-linearer Einkom- 
mensteuertarif angewendet wird, bei folgender 
Tarif alternative: Grenzsteuersatz 19,5 v. H. bis 
45 V. H. für ein zu versteuerndes Einkommen ab 
14001 bis 100000 DM (Progressionszone); Grenz- 
steuersatz 45 V. H. für ein zu versteuerndes Ein- 
kommen ab 100001 DM (obere Proportional- 
zone)? 


15. Abgeordneter 

Uwe 

Hiksch 

(SPD) 


Wie hoch sind die Steuermindereinnahmen, 
wenn das steuerfreie Existenzminimum 14000 
DM beträgt und ein progressiv-linearer Einkom- 
mensteuertarif angewendet wird, bei folgender 
Tarif alternative: Grenzsteuersatz 19,5 v. H. bis 
49 V. H. für ein zu versteuerndes Einkommen ab 
14001 bis 100000 DM (Progressionszone); Grenz- 
steuersatz 49 V. H. für ein zu versteuerndes Ein- 
kommen ab 100001 DM (obere Proportional- 
zone)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 28, Februar 1997 


Die entstehungsmäßigen Einkommensteuermindereinnahmen im Jahre 
1999 werden geschätzt bei einem steuerfreien Existenzminimum von 
14000 DM und 

1. einem Grenzsteuersatz von 19,5 v. H. bis 45 v. H. für zu versteuernde 
Einkommen ab 14040 DM bis 120041 DM (Progressionszone) und 
einem Grenzsteuersatz von 45 v. H. ab 120042 DM (obere ProportionaT 
zone) auf 72,5 Mrd.DM, 

2. einem Grenzsteuersatz von 19,5 v. H. bis 49 v. H. für zu versteuernde 
Einkommen ab 14040 DM bis 120041 DM (Progressionszone) und 
einem Grenzsteuersatz von 49 v. H. ab 120042 DM (obere Proportional- 
zone) auf 60,2 Mrd. DM, 

3. einem Grenzsteuersatz von 19,5 v. H. bis 45 v. H. für zu versteuernde 
Einkommen ab 14040 DM bis 100007 DM (Progressionszone) und 
einem Grenzsteuersatz von 45 v. H. ab 100008 DM (obere Proportional- 
zone) auf 60,4 Mrd. DM und 

4. einem Grenzsteuersatz von 19,5 v. H. bis 49 v. H. für zu versteuernde 
Einkommen ab 14040 DM bis 100007 DM (Progressionszone) und 
einem Grenzsteuersatz von 49 v. H, ab 100008 DM (obere Proportional- 
zone) auf 46,4 Mrd.DM. 

Bei den Berechnungen wurde unterstellt, daß die Höchststeuersätze für 
gewerbliche Einkünfte in den Fällen unter erstens und drittens 45 v. H. 
und in den Fällen unter zweitens und viertens 47 v. H. zu betragen. 


16. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Wie hoch wären nach Schätzung der Bundes- 
regierung die steuerlichen Mehreinnahmen aus 
der Verlängerung der Spekulationsfristen gemäß 
§ 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b EStG auf drei 
bzw. fünf Jahre mit Wirkung vom 1. Januar 1997? 
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17. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Wie hoch wären nach Schätzung der Bundes- 
regierung die steuerlichen Mehreinnahmen aus 
der Aufhebung der Spekulationsfristen gemäß 
§ 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b EStG mit 
Wirkung vom 1. Januar 1997? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 27. Februar 1997 

Statistische Daten über realisierte Veräußerungsgewinne und -Verluste 
liegen nicht vor. Gesicherte Angaben über die Auswirkungen einer Ver- 
längerung der Spekulationsfristen gemäß § 23 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a 
und b EStG auf drei bzw. fünf Jahre bzw. deren Aufhebung sind daher 
derzeit nicht möglich. Die finanziellen Auswirkungen der Vorschläge 
der Steuerreform-Kommission zur Verlängerung der Spekulationsfristen 
wurden mit Hilfe von Annahmen abgeschätzt. 


18. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Ab welchem zu versteuernden Einkommen (nach 
Grundtabelle und Splittingtabelle) übersteigt 
jeweils der steuerliche Vorteil (netto) des Son- 
derausgabenabzugs bei hauswirtschaftlichen 
Beschäftigungsverhältnissen die Belastung des 
Arbeitgebers mit Beiträgen zur Sozialversiche- 
rung, wenn die abzugsfähigen Aufwendungen 
18000 DM, 15000 DM, 10000 DM, 5000 DM 
oder 1 000 DM betragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 27. Februar 1997 

Die Steuerersparnis durch den Sonderausgabenabzug der Aufwendun- 
gen für ein hauswirtschaftliches Beschäftigungsverhältnis ist im Jahre 
1997 ab folgenden zu versteuernden Einkommen höher als die Belastung 
durch die vom Arbeitgeber voll zu entrichtenden Sozialabgaben (jeweils 
Jahresbeträge in DM): 


bei Aufwendungen 
von . . . 

zu versteuerndes Einkommen 
(vor Abzug der Aufwendungen) nach 

Grundtabelle 

Splittingtabelle 

1 000 

29 214 

40 500 

5 000 

34 830 

63 612 

10 000 

37 314 

69 660 

15 000 

40 392 

73 224 

18 000 

41 688 

74 412 


Die Sozialabgaben sind in allen Fällen mit insgesamt 41,9 v. H. angesetzt 
worden (alte Bundesländer). 


19. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung ihr Vor- 
haben, den Sonderausgabenabzug für hauswirt- 
schaftliche Beschäftigungsverhältnisse beizube- 
halten, angesichts der einhelligen Kritik von 


9 




Drucksache 13/7149 


Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Experten und Sachverständigen (geäußert bei 
der Öffentlichen Anhörung des Finanzausschus- 
ses des Deutschen Bundestages am 27. Juni 
1996), der Sonderausgabenabzug sei steuersyste- 
matisch verfehlt, habe außer mißbräuchlichen 
Mitnahmeeffekten kaum Arbeitsmarkteffekte 
und seine Ausweitung widerspreche dem Ziel der 
Steuerrechtsvereinfachung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hansgeorg Hauser 
vom 27. Februar 1997 

Der Sonderausgabenabzug von Aufwendungen für hauswirtschaftliche 
Beschäftigungsverhältnisse ist 1990 eingeführt worden. Damit sollen 
ordnungsgemäße versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse in 
Privathaushalten steuerlich gefördert werden. Durch das Jahressteuer- 
gesetz 1997 sind die Voraussetzungen für diesen Sonderausgabenabzug 
erleichtert und der abziehbare Höchstbetrag angehoben worden. 


20. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang für die norddeutschen Küstenländer und 
ihre Schiffahrtsbetriebe - insbesondere für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern und seine Ost- 
seereedereien - durch den ab 1. Januar 1999 EU- 
seitig vorgesehenen Wegfall des Duty-Free-Ver- 
kaufs negative wirtschaftliche Folgen durch Ein- 
nahmeeinbußen auf Fähr- und Duty-Free-Ver- 
kaufsschiffen sowie in Häfen und daraus resultie- 
rende Arbeitsplatzverluste bis hin zur erheb- 
lichen Verteuerung oder aber bis zum ersatzlosen 
Wegfall von Schiffs- und Fährverbindungen ent- 
stehen werden, und wenn ja, in welcher Höhe? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 4. März 1997 

Der verbrauch- und mehrwertsteuerfreie Verkauf von Waren im inner- 
gemeinschaftlichen Reiseverkehr (sog. Tax-free- Verkäufe) wird gemäß 
Artikel 28 der Richtlinie 92/12/EWG und Artikel 28 k der 6. EG-Umsatz- 
steuerrichtlinie zum 30. Juni 1999 auslaufen. Die Regelung für zoll- und 
steuerfreie Verkäufe im Reiseverkehr mit Drittländern (sog. Duty-free- 
Verkäufe) bleibt davon unberührt. 

Der Bundesregierung liegen keine amtlichen Erkenntnisse über even- 
tuelle wirtschaftliche Folgen durch den Wegfall der Tax-free- Verkäufe 
vor. Die Bundesregierung hat gleichwohl Kenntnis von einer vom Institut 
für Seeverkehrswirtschaft und Logistik, Bremen, und dem Prognos Insti- 
tut, Basel, dazu erstellten Studie mit dem Titel „Folgen der Abschaffung 
des Duty-free-Verkaufs innerhalb der EU für die Deutsche Fähr- und 
Duty-free-Verkaufs-Schiffahrt". Entsprechend dieser Studie sollen in der 
deutschen Fähr- und Passagierschiffahrt, in den betroffenen Häfen und 
den Zuliefererbetrieben insgesamt rd. 3000 Arbeitsplätze entfallen. Die 
Studie kommt weiterhin zu dem Ergebnis, daß durch den Wegfall von Tax- 
free-Verkäufen das Angebot von Fährverbindungen reduziert werden 
könnte und in Einzelfällen Fährverbindungen ganz entfallen könnten. 
Weiterhin wird mit einer Erhöhung der Fahrpreise um bis zu 30% gerech- 
net. 
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Die Bundesregierung kann allerdings nicht beurteilen, ob die in der Studie 
dargestellten Auswirkungen, insbesondere die Arbeitsplatz Verluste in der 
behaupteten Höhe, realistisch sind. 


21. Abgeordnete Sind der Bundesregierung länderübergreifende 

Dr. Christine Initiativen im EU-Raum für den Beibehalt des 

Lucyga Duty-Ffee- Verkaufs bekannt, bzw. sieht die Bun- 

(SPD) desregierung Möglichkeiten, die zu erwartenden 

negativen wirtschaftlichen Folgen einer Einstel- 
lung des Duty-Free-Verkaufs durch Alternativen 
abzufangen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 4. März 1997 


Der Bundesregierung sind keine länderübergreifenden Initiativen im EU- 
Raum für die Beibehaltung von Tax-free-Verkäufen bekannt. Wegen der 
Duty-free-Verkäufe verweise ich auf die Antwort zu Frage 20. 

Die Bundesregierung hat die Entscheidung des Rates (Wirtschafts- und 
Finanzfragen) der Europäischen Union im Jahre 1992, wonach die Rege- 
lung für Tax-free- Verkäufe zum 30. Juni 1999 auslaufen wird, mitgetragen 
und mit der Erwartung verbunden, daß die betroffenen Wirtschaftskreise 
und Regionen in der 6 V 2 jährigen Übergangsfrist eigenverantwortlich 
bemüht sein werden, nach Möglichkeiten zu suchen, eventuelle wirt- 
schaftliche Folgen durch geeignete Alternativen abzufangen. 


22. Abgeordnete 

Gisela 

Schröter 

(SPD) 


Plant die Bundesforstverwaltung die Volleinrich- 
tung des Bundesforstamtes Mühlhausen auf den 
Flächen, die nach dem Beschluß des Thüringer 
Landeskabinetts vom 1. Oktober 1996 dem 1998 
zu schaffenden Nationalpark Hainich angehören 
sollen, einschließlich der für eine solche Vollein- 
richtung üblichen Standortkartierung und der 
Schaffung von Forstwegen und/oder -Straßen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 28, Februar 1997 


Die Bundesforstverwaltung plant für die bundeseigenen Waldflächen im 
Hainich eine Forsteinrichtung mit Standortkartierung durchführen zu las- 
sen. Hierzu ist sie nicht nur durch eigene Dienstanweisungen sondern 
auch durch §§ 18 bis 20 Thüringisches Waldgesetz verpflichtet. Zudem 
sieht die zwischen dem Land Thüringen und dem Bund geschlossene Ver- 
waltungsvereinbarung die Erarbeitung eines Forsteinrichtungswerkes bis 
1999 vor. 

Diese Unterlagen sind wesentliche Entscheidungsgrundlagen für wald- 
ökologische Fragestellungen und weitergehende wissenschaftliche 
Untersuchungen. Konkrete Wegebau- und Wegeunterhaltungsmaßnah- 
men stimmt das Bundesforstamt Mühlhausen gemäß Verwaltungsverein- 
barung mit der Oberen Naturschutzbehörde des Landes ab. 
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23. Abgeordnete 

Gisela 

Schröter 

(SPD) 


Welche Kosten brächte eine solche Volleinrich- 
tung mit sich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 28, Februar 1997 

Für die vorgenannten Fachplanungen werden Kosten in Höhe von jeweils 
ca. 50 bis 60 DM/ha entstehen. Da es sich hierbei in betriebswirtschaft- 
licher Sicht um Planungs- und Investitionskosten handelt, werden die 
Beträge über die voraussichtliche Nutzungsdauer abgeschrieben. Dies 
sind bei der Forsteinrichtung je nach Planungshorizont 10 oder 20 Jahre 
und bei der Standortkartierung 50 Jahre, wodurch sich eine jährliche 
Kostenbelastung des Hektars Waldboden von ca. 3 bis 7 DM ergeben 
würde. Auch ist es bei Eigentumsübergängen üblich, die auf den verblei- 
benden Nutzungszeitraum entfallenden Kosten durch den neuen 
Waldeigentümer erstatten zu lassen. 


24. Abgeordnete 

Gisela 

Schröter 

(SPD) 


Plant die Bunde sforstverwaltung eine Steigerung 
des Holzeinschlags auf den vorgenannten Flä- 
chen über das in der bestehenden Verwaltungs- 
vereinbarung zwischen dem Freistaat Thüringen 
und der Bundesrepublik Deutschland festgelegte 
Maß hinaus, und wenn ja, wie vereinbart sie diese 
Steigerung mit dem Schutzzweck eines National- 
parks? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 28. Februar 1997 

Für die Dauer der Verwaltungsvereinbarung ist die Obergrenze der bei 
der Waldpflege anfallenden Rohholzmenge festgeschrieben. Hieran wird 
sich das örtlich verantwortliche Bundesforstamt Mühlhausen halten. Alle 
weiteren Dispositionen werden, so sieht es die Vereinbarung vor, auf der 
Grundlage eines bis dahin zu erstellenden Forsteinrichtungswerkes zwi- 
schen den Verhandlungspartnern einvernehmlich zu treffen sein. Hieran 
wird sich das Bundesministerium der Finanzen halten. 


25. Abgeordnete 

Gisela 

Schröter 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Verhandlungen zwischen 
der Bundesregierung und der Landesregierung 
des Freistaates Thüringen über den Nutzungs- 
verzicht auf Bundesforstflächen im Hainich zu- 
gunsten des Nationalparks Hainich? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Irmgard Karwatzki 
vom 28. Februar 1997 

Der Bund hat in seinen Verhandlungen mit dem Land Thüringen immer 
wieder seinen rechtmäßigen Entschädigungsanspruch bei einem durch 
Landesrecht auferlegten Nutzungsverzicht der qualitativ hochwertigen 
und ertragbringenden Waldbestände geltend gemacht. Er hat dem Land 
Thüringen die Flächen zum Erwerb oder wertgleichen Flächentausch 
angeboten. Damit hat der Bund den ihm durch Haushaltsrecht gegebenen 
Verhandlungsspielraum ausgeschöpft. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


26. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung aufgrund eigener 
Erkenntnisse oder aufgrund anderer zur Verfü- 
gung stehender Quellen Angaben über die Ent- 
wicklung der Unternehmensgewinne in Deutsch- 
land während der vergangenen zehn Jahre 
machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 3. März 1997 

Die Unternehmensgewinne werden vom Statistischen Bundesamt (StBA) 
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) ermittelt 
und in der Fachserie 18 veröffentlicht. Eine Übersicht über die Entwick- 
lung ab 1985 enthält nachfolgende Tabelle: 


Unternehmensgewinne 


Jahr 

Insgesamt 
in Mrd. DM 

Veränderung 
gegen Vorjahr 
in % 

1985 

368,86 

6,7 

1986 

416,72 

13,0 

1987 

424,60 

1,9 

1988 

469,57 

10,6 

1989 

500,73 

6,6 

1990 

560,24 

11,9 

1991’) 2) 

588,25 

— 

1992^) 

607,87 

3,3 

19932) 

595,67 

- 2,0 

19942) 

700,12 

17,5 

19952) 

751,49 

7,3 


Bis 1990 früheres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. 

2) Vorläufiges Ergebnis. 

Quelle : Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. 


Die Unternehmensgewinne sind Ergebnis einer Differenzrechnung, die 
an der Nettowertschöpfung der Unternehmen ansetzt. Bei der Interpreta- 
tion der vom StBA errechneten Unternehmensgewinne ist zu beachten, 
daß diese den Konzepten der VGR folgen, die sich z. T. erheblich von 
denen des betrieblichen Rechnungswesens unterscheiden, so etwa hin- 
sichtlich der Abschreibungen. Informationen dazu und zum Rechengang 
enthält der Aufsatz „Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen". 


27. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Sind diesbezügliche Angaben für den genannten 
Zeitraum gegebenenfalls auch differenziert nach 
den unterschiedlichen Unternehmensgrößen- 
klassen darstellbar? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 3. März 1997 


Da die Ermittlung der Unternehmensgewinne auf gesamtwirtschaftlichen 
Aggregaten beruht, ist eine Differenzierung nach Unternehmensgrößen- 
klassen nicht möglich. 


28. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Gibt es gegebenenfalls auch Erkenntnisse dar- 
über, inwieweit solche Gewinne deutscher Unter- 
nehmen in inländischen bzw. in ausländischen 
Betriebsstätten erwirtschaftet wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 3. März 1997 


Wie bereits in Beantwortung zu Frage 27 erwähnt, beruht die Ermittlung 
der Unternehmensgewinne auf gesamtwirtschaftlichen Aggregaten, so 
daß auch eine Differenzierung nach dem Entstehungsort der Gewinne 
nicht möglich ist. 


29. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


In welche Länder sind in welcher Höhe die im 
Bundeshaushalt in Kapitel 0902 unter dem Ti- 
tel 68311 enthaltenen „Zuschüsse an die Unter- 
nehmen des deutschen Steinkohlebergbaus zur 
Erleichterung des Absatzes von Kohle und Koks 
an die Stahlindustrie (Kokskohlenbeihilfen) " 
sowie die im Bundeshaushalt in Kapitel 0902 
unter dem Titel 68313 enthaltenen „Verstro- 
mungshilfen Steinkohle" (15. Subventionsbe- 
richt, S. 84) im Zeitraum von 1980 bis 1996 geflos- 
sen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr, Heinrich Leonhard Kolh 
vom 3. März 1997 


Die aus dem Bundeshaushalt, Kapitel 0902 Titel 68311 gezahlten Koks- 
kohlebeihilfen beliefen sich im Zeitraum 1980 bis 1996 auf insgesamt rund 
29,4 Mrd. DM (zu in den jeweiligen Jahren geltenden Preisen); davon gin- 
gen ca. 25,3 Mrd. DM an die Unternehmen in Nordrhein-Westfalen und 
ca. 4,1 Mrd. DM ins Saarland. Eine Aufschlüsselung der Beihilfen auf die 
einzelnen Jahre entnehmen Sie bitte der Tabelle (Seite 16). 

Steinkohle- Verstromungshilfen werden erst seit 1996 aus dem Bundes- 
haushalt (Kapitel 0902, Titel 683 13) finanziert und betrugen in dem Jahr 
insgesamt 7,5 Mrd. DM. Davon gingen ca. 6,4 Mrd. DM an nordrhein- 
westfälische und ca. 1,05 Mrd. DM an saarländische Bergbauunter- 
nehmen. 43,5 Mio. DM flössen an Unternehmen in Niedersachsen und 
Hessen. 
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Bis einschließlich 1995 wurden Verstromungshilfen nicht aus dem 
Bundeshaushalt, sondern aus dem durch den Kohlepfennig gespeisten 
Sondervermögen „Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleeinsat- 
zes in der Verstromung" finanziert und - im Gegensatz zum jetzigen 
System - an die kohleverstromenden Kraftwerke in den alten Bundeslän- 
dern gezahlt. 


30. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


In welche Länder ist in welcher Höhe das im 
Bundeshaushalt in Kapitel 09 02 unter dem Ti- 
tel 69812 enthaltene „Anpassungsgeld für 
Arbeitnehmer des Steinkohlebergbaus (Zuschüs- 
se)" (15. Subventionsbericht, S. 85) sowie das im 
Bundeshaushalt in Kapitel 09 02 unter dem Ti- 
tel 69811 enthaltene „Abfindungsgeld für Arbeit- 
nehmer des Steinkohlebergbaus" (9. Subven- 
tionsbericht, S. 102) im Zeitraum von 1980 bis 
1996 geflossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 3. März 1997 

Aus dem Bundeshaushalt (Kapitel 0902 Titel 69812) ist im Zeitraum 1980 
bis 1996 Anpassungsgeld für Arbeitnehmer des Steinkohlebergbaus in 
Höhe von insgesamt rd. 3,6 Mrd. DM gezahlt worden, davon ca. 
3,1 Mrd. DM an nordrhein-westfälische und ca. 0,5 Mrd. DM an saarlän- 
dische Arbeitnehmer. 

Das Abfindungsgeld für Arbeitnehmer des Steinkohlebergbaus (einstmals 
Kapitel 0902 Titel 69811) wird seit dem 31. Dezember 1977 nicht mehr 
gewährt; die Auszahlung lief bis Ende 1979. 


31. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


In welche Länder sind in welcher Höhe die im 
Bundeshaushalt in Kapitel 0902 unter dem Ti- 
tel 68312 enthaltenen Finanzhilfen „Zuschüsse 
zur Verringerung der Belastungen infolge Weg- 
falls von Re vieraus gleich und Erschwerniszu- 
schlag für niederflüchtige Kohle" (15. Subven- 
tionsbericht, S. 83) im Zeitraum von 1980 bis 1996 
geflossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Heinrich Leonhard Kolb 
vom 3. März 1997 


Die „Zuschüsse zur Verringerung der Belastung infolge Wegfalls von 
Revierausgleich und Erschwerniszuschlag für niederflüchtige Kohle" aus 
dem Bundeshaushalt (Kapitel 0902 Titel 683 12) beliefen sich im Zeitraum 
1991 bis 1996 auf insgesamt rd. 1,3 Mrd. DM; davon ging ca. 1 Mrd. DM an 
Unternehmen in Nordrhein-Westfalen und ca. 0,3 Mrd. DM an solche im 
Saarland. Bis 1990 wurden diese Zuschüsse im Rahmen der Verstro- 
mungshilfen ebenfalls aus dem durch den Kohlepfennig gespeisten Son- 
dervermögen gewährt. Die Aufschlüsselung der Beihilfen nach Jahren ist 
der nachstehenden Tabelle zu entnehmen. 
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Hilfen bzw. finanzielle Maßnahmen aus dem Haushalt des Bundes 

in Mio. DM 


Zugunsten der NRW- (Steinkohle) 


Hilfen 

bzw. 

Maßnahmen 

Koks- 

kohlen- 

beihilfe 

Ver- 

stromungs- 

hilfen 

Revier- 
ausgleich und 
Erschwernis- 
zuschlag 

An- 

passungs- 

geld 

1980 

1 037,8 



135,4 

1981 

798,0 



120,6 

1982 

408,0 



110,7 

1983 

479,5 



110,1 

1984 

1 202,2 



110,7 

1985 

887,0 



128,4 

1986 

1 235,0 



136,8 

1987 

2 016,8 



134,9 

1988 

2 072,6 



207,4 

1989 

2 492,8 



205,5 

1990 

2 193,8 



236,2 

1991 

2 134,8 


230,8 

187,2 

1992 

2 043,3 


215,4 

216,5 

1993 

1 874,1 


227,8 

257,9 

1994 

1 550,1 


130,0 

284,1 

1995 

1 405,1 


100,4 

292,1 

1996 

1 449,4 

6 429,0 

85,1 

265,0 

Insgesamt 

25 280,0 

6 429,0 

990,0 

3 140,0 


Zugunsten der Saar- (Steinkohle) 


Hilfen 

bzw. 

Maßnahmen 

— 

Koks- 

kohlen- 

beihilfe 

— 

Ver- 

stromungs- 

hilfen 

Revier- 
ausgleich und 
Erschwernis- 
zuschlag 

An- 

passungs- 

geld 

1980 

38,2 



17,8 

1981 

219,4 



17,4 

1982 

104,1 



15,8 

1983 

60,4 



14,9 

1984 

147,8 



22,7 

1985 

109,1 



25,8 

1986 

165,0 



27,8 

1987 

283,2 



28,2 

1988 

315,5 



37,6 

1989 

407,2 



39,4 

1990 

335,7 



39,6 

1991 

334,6 


69,7 

40,8 

1992 

346,7 


65,3 

39,8 

1993 

1 359,9 


58,3 

40,1 

1994 

314,9 


41,5 

39,1 

1995 

354,9 


24,6 

40,4 

1996 

200,6 

1 027,5 

! 21,9 

33,0 

Insgesamt 

4 097,0 

1 028,0 

281,0 

520,0 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


32. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


Wie begründet die Bundesregierung die Strei- 
chung von 138,5 Mio. DM Zuschüsse für die 
Landwirtschaftliche Unfallversicherung, die Bun- 
desminister Jochen Borchert bei der Diskussion 
über den Ausgleich der Währungs Verluste 1996 
versprochen hat und die nur zum Teil durch Mit- 
tel aus dem EU-Haushalt ausgeglichen werden? 


33. Abgeordneter 

Dr. Günther 
Maleuda 

(PDS) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über die Verwendung der im Haushalt 1997 
geplanten Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" im Hinblick auf den tatsächlich 
bereitzustellenden Gesamtbetrag und auf Verän- 
derungen bezüglich der Verteilung auf die alten 
und neuen Bundesländer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 5. März 1997 


Durch die Beschlüsse des Agrarrates vom Juni 1995 wurde die Bundes- 
republik Deutschland in die Lage versetzt, der Landwirtschaft einen Aus- 
gleich für währungsbedingte Einkommensverluste zu gewähren. Dem- 
entsprechend wurden bei der Aufstellung der Bundeshaushalte für die 
Jahre 1996 und 1997 finanzielle Mittel im Agrarhaushalt im Rahmen der 
Landwirtschaftlichen Unfallversicherung (LUV) vorgesehen. 

Nach dem vom Deutschen Bundestag verabschiedeten Haushaltsgesetz 
1997 vom 20. Dezember 1996 sind im Einzelplan 10 bei den Zuschüssen an 
die Träger der Landwirtschaftlichen Unfallversicherung Mittel in Höhe 
von 138,5 Mio. DM gesperrt. Angesichts der Haushaltstage und der eben- 
falls vom Deutschen Bundestag beschlossenen globalen Minderausgabe 
für den Einzelplan 10 in Höhe von 240 Mio. DM sind der LUV 615 Mio. DM 
aus dem Bundeshaushalt und 138,2 Mio. DM EU-Mittel zu Verfügung 
gestellt worden. 

Über die Höhe der für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) in 1997 vorgesehenen Bun- 
desmittel ist noch keine Entscheidung gefallen. 

Die Verteilung der Bundesmittel auf die Länder wird vom PLANAK 
beschlossen. Die Beschlußfassung, der inhaltlich nicht vorgegriffen wer- 
den kann, steht noch aus. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


34. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Daten müssen regelmäßig von den ein- 
zelnen Arbeitsämtern an die Landesarbeitsämter 
und die Bundesanstalt in Nürnberg übermittelt 
werden, und wie ist die Übermittlungsdauer bei 
den einzelnen Sachverhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 28. Februar 1997 

Haushaltsdaten, d. h. sämtliche Finanztransaktionen aller Dienststellen 
der Bundesanstalt für Arbeit, werden durch das Finanzanwendersystem 
(FinAS) spätestens zum übernächsten Arbeitstag zentral auf elektroni- 
schem Wege den Landesarbeitsämtern und der Hauptstelle in Nürnberg 
zur Verfügung gestellt. Damit ist jede Zahlung einer Dienststelle der Bun- 
desanstalt, die immer einem Titel des Haushalts der Bundesanstalt zuge- 
ordnet ist, unverzüglich in den Landesarbeitsämtern und der Hauptstelle 
nachvollziehbar. Eine Meldung originärer Art - also Arbeitsamt an 
Landesarbeitsamt und von dort zur Hauptstelle - ist nicht erforderlich. 

In Einzelfällen kommt es vor, daß von einem Landesarbeitsamt oder der 
Hauptstelle zusätzlich Meldungen über Mittelbindungen angefordert 
werden, um u. a. Übersicht über die noch frei verfügbaren Ausgabemittel 
zu erhalten. In diesem Fall werden die Übermittlungsfristen von der anfor- 
dernden Stelle im Einzelfall festgelegt. 

Außerdem übermitteln die Arbeitsämter - zumeist monatlich - eine Fülle 
von Arbeitsmarktstatistiken an die Landesarbeitsämter und diese wie- 
derum an die Hauptstelle in Nürnberg. Die Übermittlungstermine werden 
jährlich von der Hauptstelle in einem Terminkalender zusammengefaßt 
und den Dienststellen bekanntgegeben. Die Übermittlungsdauer, also die 
Spanne zwischen Erhebungszeitpunkt bzw. -Zeitraum und Datenüber- 
mittlung, wird dabei vor allem von der Dringlichkeit der Daten bestimmt. 
Die Arbeitsmarktdaten werden seit Januar 1997 im wesentlichen elektro- 
nisch gewonnen und vollständig elektronisch übermittelt. 

So legt z. B. jährlich ein Dienstblatt-Runderlaß der Hauptstelle die Ter- 
mine für die Statistiken, die für die monatliche Arbeitsmarktberichterstat- 
tung - u. a. für die monatliche Pressekonferenz - erforderlich sind, fest. Für 
die Arbeitsmarktzahlen für Ende Februar 1997 wurde z. B. als Zähltag in 
den Arbeitsämtern einheitlich der 24. Februar festgelegt. Diese Daten 
müssen bis zum 28. Februar den Landesarbeitsämtern vorliegen. Der 
Hauptstelle müssen sie wiederum bis zum 3. März übermittelt werden. 
Und die Bekanntgabe der Arbeitsmarktzahlen auf der Pressekonferenz 
wurde für den 6. März 1997 festgelegt. 

Circa 50 weitere Statistiken legen die Arbeitsämter und Landesarbeitsäm- 
ter so vor, daß nach der schwerpunktmäßigen Berichterstattung zum 
Monatsende - bzw. zum Anfang des Folgemonats - eine kontinuierliche 
Berichterstattung gewährleistet ist. Beispielhaft seien hier genannt: 

- Die Statistik der Kurzarbeit für jeden Monat ist bis zum 4. des Folgemo- 
nats den Landesarbeitsämtern zu übermitteln, die wiederum diese 
Daten bis zum 6. dieses Monats an die Hauptstelle in Nürnberg weiter- 
leiten. 
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- Die Statistik über Altersteilzeit nach dem Altersteilzeitgesetz im Monat 
übermitteln die Dienststellen bis zum 10. des Folgemonats an die 
Landesarbeitsämter, die diese Daten bis zum 14. dieses Monats der 
Hauptstelle mitteilen. 

- Die Statistik über Anträge auf Kindergeld pro Monat werden jeweils bis 
zum 25. des Folgemonats an die Landesarbeitsämter übersandt und von 
dort bis zum 27. des gleichen Monats an die Hauptstelle. 

Insgesamt ist also festzustellen, daß für alle relevanten Arbeitsmarktdaten 
eine rasche Übermittlung gewährleistet ist. 


35. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Angaben darüber 
vor, wie viele Werkvertragsarbeitnehmer und 
Saisonarbeiter in den Jahren 1989 bis 1996 in der 
Bundesrepublik Deutschland gearbeitet haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. März 1997 


1. Werkvertragsarbeitnehmer 

Auf der Grundlage der mit den Ländern Mittel- und Osteuropas sowie der 
Türkei abgeschlossenen Regierungsvereinbarungen waren ausländische 
Werkvertragsarbeitnehmer im Jahresdurchschnitt wie folgt tätig: 


1989 

- 15 778 

1990 

- 25 936 

1991 

- 51 771 

1992 

- 94 033 

1993 

- 68 724 

1994 

- 40 645 

1995 

- 49 168 

1996 

- 45 611 


2. Saisonarbeitnehmer 

Im Zuge der Neuregelung des Ausländerrechts ist am 1. Januar 1991 die 
Möglichkeit der Beschäftigung neueinreisender Ausländer für kurzfri- 
stige Beschäftigungen in Deutschland bis zu drei Monaten im Jahr 
geschaffen worden. Von dieser Neuregelung konnten ursprünglich alle 
Wirtschaftszweige Gebrauch machen. Unabdingbare Voraussetzungen 
für die Erteilung der Arbeitserlaubnis an Saisonarbeitnehmer war seit 
Beginn der Regelung; 

- Vermittlung des Ausländers in einem geordneten Verfahren aufgrund 
von Absprachen zwischen der deutschen Arbeitsverwaltung und den 
Arbeitsverwaltungen der Herkunftsländer der Arbeitnehmer (Polen, 
Slowakei, Tschechien, Kroatien, Rumänien, Ungarn und Slowenien), 

- Beachtung des Vorrangs inländischer Arbeitnehmer, d. h. die Arbeits- 
erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn ein inländischer Arbeitneh- 
mer auf dem freien Arbeitsplatz vermittelt werden kann. 
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Im Herbst 1993 hat die Bundesregierung die Anwendung der Regelung 
auf bestimmte Wirtschaftszweige beschränkt, in denen der vorüber- 
gehende Einsatz von Saisonarbeitnehmern üblich und notwendig ist. Seit- 
her dürfen Saisonarbeitnehmer nur noch für Dreimonatsbeschäftigungen 
in der Land- und Forstwirtschaft, im Hotel- und Gaststättengewerbe, in 
der Obst- und Gemüseverarbeitung sowie in Sägewerken vermittelt und 
zugelassen werden. 

Die Arbeitsvermittlung der Bundesanstalt für Arbeit hat die Erteilung der 
Arbeitserlaubnis an ausländische Saisonarbeitnehmer seit 1991 in folgen- 
dem Umfang zugesichert: 

1991 - 128 688 

1992 - 212 442 

1993 - 181 037 

1994 - 155 217 

1995 - 192 766 

1996 - 220 894. 

36. Abgeordnete Kann die Bundesregierung Zahlen darüber ange- 

Nicolette ben, wie groß, im Monat Januar die Nachfrage 

Kressl nach den neu eingeführten Haushaltsschecks 

(SPD) war, und mit welcher Nachfrage nach diesen 

Haushaltsschecks rechnet die Bundesregierung 
für das Jahr 1997 insgesamt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 3. März 1997 


Haushaltsschecks sind bei allen Krankenkassen, Arbeitsämtern, Banken 
und Sparkassen, insgesamt bei rd. 56000 Stellen, ausgelegt worden. 
Außerdem können Haushaltsschecks beim Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung angefordert werden. Zur Information der Privathaus- 
halte wurde eine besondere Broschüre herausgegeben; daneben besteht 
die Möglichkeit, beim Bürgertelefon des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung Auskünfte zu erhalten. Damit wurde ein solides Fun- 
dament für die Akzeptanz des Haushaltsscheckverfahrens gelegt. Zahlen 
über den Rücklauf von Haushaltsschecks bei den Krankenkassen als Emp- 
fangsstellen liegen insbesondere wegen des kurzen Zeitraums-, der seit 
der Einführung vergangen ist, noch nicht vor. 

Davon abgesehen ist zu berücksichtigen, daß das neue Verfahren nur als 
Alternative zum normalen Meldeverfahren angeboten und — wie grund- 
sätzlich jede Neuerung — erst nach einer Anlaufphase voll angenommen 
wird. Gemessen an der Zahl der Anrufe beim Bürgertelefon gibt es ein 
reges Interesse am Haushaltsscheckverfahren. 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann die Bundesregierung auch keine mit Zahlen 
belegten Angaben darüber machen, mit welcher Nachfrage nach Haus- 
haltsschecks sie für das Jahr 1997 insgesamt rechnet, vor allem deshalb 
nicht, weil mit dem seit dem 1. Januar 1997 möglichen neuen Meldever- 
fahren teilweise Neuland betreten worden ist und keine konkreten Erfah- 
rungswerte über die Anlauf phase und keine Muster über die Verhaltens- 
weisen der Beteiligten vorliegen. 
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37. Abgeordneter In welche Länder sind in welche Höhe die im 

Volker Bundeshaushalt in Kapitel 1102 unter den Ti- 

Kröning teln 68121, 68122 sowie 862 21 enthaltenen 

(SPD) „Sozialen Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer der 

Kohle- und Stahlindustrie sowie des Eisenberg- 
baus (Zuschüsse)" (11. Subventionsbericht, S. 89) 
im Zeitraum von 1980 bis 1996 geflossen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 27. Februar 1997 


Aus dem Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
wurden in den Jahren 1980 bis 1996 für Anpassungsmaßnahmen nach 
Artikel 56 des Vertrages über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl folgende Hilfen gewährt: 


Jahr 

Zahlung 

aus dem BMA-Haushalt 

Erstattung durch EU 

1980 

19 560 400,22 

7 812 956,01 

1981 

11 343 927,60 

6 729 850,95 

1982 

43 776 577,00 

9 564 517,71 

1983 

77 036 566,67 

15 444 174,07 

1984 

107 802 769,71 

44 787 510,62 

1985 

121 466 743,86 

66 490 263,14 

1986 

157 404 778,08 

47 208 271,35 

1987 

139 282 934,52 

54 839 851,77 

1988 

183 327 636,04 

- 

1989 

186 856 301,34 

66 955 917,04 

1990 

160 929 754,32 

49 661 476,19 

1991 

204 105 450,45 

14 873 080,40 

1992 

200 177 560,45 

18 977 662,53 

1993 

235 786 186,61 

65 651 013,55 

1994 

282 247 564,79 

134 299 849,76 

1995 

270 718 609,83 

103 883 484,71 

1996 

241 223 380,29 

101 986 421,66 

Summe 

2 643 047 141,78 

809 166 310,46 


Diese Beihilfen können gewährt werden, wenn Unternehmen der Kohle- 
und Stahlindustrie wegen grundlegender Änderungen der Absatzbedin- 
gungen, die nicht unmittelbar auf die Errichtung des Gemeinsamen Mark- 
tes für Kohle und Stahl zurückzuführen sind, gezwungen werden, ihre 
Tätigkeit endgültig einzustellen, einzuschränken oder zu ändern. 

Eine Aufteilung nach Bundesländern ist aufgrund der vorliegenden Daten 
nicht möglich. Ein wesentlicher Teil der Mittel ist jedoch den Arbeitneh- 
mern aus Nordrhein-Westfalen (Ruhrgebiet) und aus dem Saarland 
gewährt worden. Seit 1990/91 haben auch die Arbeitnehmer aus den 
neuen Bundesländern davon partizipiert, insbesondere aus den Ländern 
Brandenburg und Sachsen. 
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38. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Vor- 
schlag, einen systemübergreifenden Finanzaus- 
gleich zwischen der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte (BfA) und den berufsständischen 
Alterssicherungssystemen einzuführen, etwa 
nach dem ' Vorbild schon bestehender anderer 
- nicht die Altersversorgung betreffender - Aus- 
gleichsregelungen, wie dem - bisher allerdings 
auf die gesetzlichen Krankenkassen beschränk- 
ten - Risiko strukturaus gleich oder dem Finanz- 
ausgleich zwischen den Bundesländern, um die 
Altersversorgung in Deutschland auch für spä- 
tere Zeiten sichern zu helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 4. März 1997 


Ein Finanz- und Liquiditätsausgleich ist in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung bereits im Jahre 1969 eingeführt worden. Er sieht u. a. vor, daß 
in der Rentenversicherung der Arbeiter bis auf Ermessensleistungen 
sowie Verwaltungs- und Verfahrenskosten alle Ausgaben gemeinsam 
getragen werden und im Rahmen des Finanzverbundes zwischen der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und der Angestelltenversicherung ein 
Finanzausgleich durchgeführt wird. Die knappschaftliche Rentenver- 
sicherung und die Alterssicherung der Landwirte sind wegen der in diesen 
Bereichen bestehenden, jeweils unterschiedlichen spezifischen Struktur- 
probleme in diesen Finanzverbund nicht einbezogen. 

Die Leistungen der berufsständischen Versorgung werden - anders als die 
der Rentenversicherung - nicht im Umlageverfahren, sondern in der Regel 
in einem sog. offenen Deckungsplanverfahren finanziert. Mit diesem Ver- 
fahren werden unter Anwendung versicherungsmathematischer Metho- 
den die Leistungen und die ausschließlich auf eigenen Beiträgen der Mit- 
glieder und darauf beruhenden Vermögenserträge ab gestimmt. Ein 
Zugriff auf das Vermögen der berufsständischen Versorgungswerke im 
Sinne einer Einbeziehung in den Finanzverbund zwischen der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und der Angestellten scheidet schon aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen aus (Artikel 14 des Grundgesetzes). 

Die von Ihnen angesprochenen Ausgleichsverfahren in anderen Berei- 
chen betreffen nicht vergleichbare Sachverhalte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


39. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Welchen Charakter und welche Tagesordnung 
hatten die für Oktober/November 1996 geplanten 
Veranstaltungen des Kyffhäuser-Bundes, für die 
dieser Steuermittel des Bundes in Anspruch 
nehmen konnte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27. Februar 1997 

Die Reservisten-Jahrestagung des Kyffhäuserbundes e. V. fand vom 
29. bis 30. November in der Pommern Kaserne im Standort Wolfhagen/ 
Hessen als dienstliche Veranstaltung nach § 1 Abs. 4 Soldatengesetz in der 
Verantwortung des Verteidungsbezirkskommandos 44 statt. 

Die Tagesordnung enthielt eine Einweisung in das System der einge- 
schränkten Nutzung und Langzeitlagerung von Großgerät am Beispiel des 
örtlichen Panzerbataillons, und sie hatte zum Schwerpunkt die Unter- 
richtung über die Grundlagen und die Ausbildung zu den Verfahren der 
Freiwilligen Reservistenarbeit durch einen Offizier des Streitkräfte amts. 

Die zweite zentrale Veranstaltung der Freiwilligen Reservistenarbeit des 
Kyffhäuserbundes e. V., Sicherheitspolitische Arbeitstagung, wurde als 
Verbandsveranstaltung am 7. Dezember 1996 im Standort Arolsen/Hes- 
sen durchgeführt. Neben dem Präsidenten des Kyffhäuserbundes, Dieter 
Fischer, MdL, referierten Dr. Karl-Heinz Klejdzinski, ehern. MdB, zum 
Thema „Bundeswehr zwischen Landesverteidigung und internationaler 
Verantwortung". Außerdem berichtete Oberstleutnant Ulrich Ernst, Artil- 
lerieschule, zu Erfahrungen aus der Zusammenarbeit mit Albanien. 


40. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 
Mittel aus dem Bundeshaushalt durch den Kyff- 
häuser-Bund zur „Förderung des Jugendschieß- 
sports" eingesetzt worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27. Februar 1997 


Die Freiwillige Reservistenarbeit richtet sich ausschließlich an Reservisten 
der Bundeswehr. Deshalb waren zur „Förderung des Jugendschießsports" 
des Kyffhäuserbund e. V. Mittel aus dem Bundeshaushalt weder bereit- 
gestellt worden, noch ist dies vorgesehen. 


41. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Auf welcher rechtlichen Grundlage ist der Ver- 
band der Reservisten der Bundeswehr berechtigt, 
dem Kyffhäuser-Bund Mittel aus den ihm bewil- 
ligten Steuergeldern zur Verfügung zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27. Februar 1997 


Die Grundlage ist der Bundeshaushaltsplan des jeweiligen Jahres. In 
Kapitel 14 03 Titel 684 02 ist die Zweckbestimmung unter Hinweis auf den 
jährlichen Wirtschaftsplan des Verbandes der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr e. V. festgelegt. Dort lautet der Vermerk 2): Unterstützung 
der im „Beirat für Freiwillige Reservistenarbeit beim Verband der Reser- 
visten der Deutschen Bundeswehr e. V." zusammengeschlossenen Ver- 
bände bei den Titeln 531 11 (Verteidigungspolitische Arbeit), 53104 (Mili- 
tärische Förderung), 53904 (Presse- und Öffentlichkeitsarbeit) nach Maß- 
gabe des Verbandes der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V. Auf 
dieser rechtlichen Grundlage wurden von den im Beirat Freiwillige Reser- 
vistenarbeit zusammengefaßten Verbänden Mittel für die kooperations- 
bezogenen Aufgaben in der Freiwilligen Reservistenarbeit beantragt und 
vom Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V. entspre- 
chend der haushaltsrechtlichen Vorgaben ausgegeben. 
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42. Abgeordnete 

Edelgard 

Bulmahn 

(SPD) 


Wieviel Mittel aus dem Bundeshaushalt hat der 
Verband der Reservisten der Bundeswehr in den 
Jahren 1990 bis 1996 jährlich erhalten, und wie 
hoch ist der Ansatz für 1997? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27. Februar 1997 


Der Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V. hat in den 
Jahren 1990 bis 1996 aus dem Bundeshaushalt (Einzelplan 14) erhalten: 

1990 24,3 Mio. DM, 1991 24,9 Mio. DM, 1992 26,3 Mio. DM, 
1993 26,2 Mio. DM, 1994 26,1 Mio. DM, 1995 26,9 Mio. DM, 
1996 26,6 Mio. DM. 

Für 1997 ist der Ansatz 27,3 Mio. DM. 


43. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Zu welchen Anteilen haben sich die Jahrgänge 
1976 und 1977 an Männern - gemessen an der 
Gesamtzahl der Wehrpflichtigen - verteilt auf 

- Grundwehrdienstleistende W 10, Grundwehr- 
dienstleistende W 12 und Wehrdienstlei- 
stende, die freiwillig zusätzlichen Wehrdienst 
- bis zu längstens 23 Monaten - leisteten, 
gestaffelt nach W 12 bis W 23, 

- Wehrpflichtige, die auf Dauer für den Wehr- 
dienst nicht zur Verfügung standen (aner- 
kannte Kriegsdienstverweigerer, Nichtwehr- 
dienstfähige usw.), 

- Wehrpflichtige, die auf eigenen Wunsch vom 
Wehrdienst zurückgestellt wurden (vorüber- 
gehend Nicht wehr dienstfähige, aus gesund- 
heitlichen und persönlichen Gründen zurück- 
gestellte Wehrpflichtige), 

wobei, wenn und soweit zu den Fragen keine 
statistischen Unterlagen existieren, um die der 
amtlichen Planung zugrundeliegenden progno- 
stizierten Annahmen gebeten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27, Februar 1997 


Die Angehörigen der Geburtsjahrgänge 1976 und 1977 sind in den Jahren 
1994 bzw. 1995 erfaßt worden. Für die beiden Geburtsjahrgänge liegen 
nach dem Stichtag 31. Dezember 1996 folgende Grunddaten vor; 


Geburtsjahrgang 

1976 

1977 

Erfaßte 

381 069 

397 192 

Gemusterte 

301 583 

182 631 

Wehrdienstfähig gemusterte 

262 565 

162 323 


Die Wehrpflichtigen werden einberufungsnah gemustert. Das bedeutet, 
daß nicht alle Angehörigen eines Geburtsjahrgangs unmittelbar nach der 
Erfassung gemustert werden. Es dauert etwa vier J^re, bis die Musterung 
eines Geburtsjahrganges abgeschlossen ist. 
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Von den Wehrpflichtigen der beiden Geburtsjahrgänge haben Grund- 
wehrdienst geleistet, waren auf Dauer für den Wehrdienst nicht verfügbar 
oder waren vom Wehrdienst zurückgestellt: 


Geburtsjahrgang 

1976 

1977 

Grundwehrdienst geleistet 

70 242 

31 865 

Ungediente Wehrpflichtige, die 
auf Dauer für den Wehrdienst 
nicht zur Verfügung stehen 

116 286 

53 903 

Ungediente Wehrpflichtige, die 
vorübergehend vom Wehrdienst 
zurückgestellt waren 

58 312 

57 644 


Bei allen Zahlen handelt es sich um eine Momentaufnahme. Die Angehö- 
rigen der Geburtsjahrgänge 1976 und 1977 werden noch bis zum Jahr 
2001 bzw. 2002 zum Grundwehrdienst herangezogen. Bis dahin werden 
sich die Daten noch wesentlich ändern. Im Ergebnis kann davon ausge- 
gangen werden, daß nur rund 2% der Erfaßten, die für den Wehrdienst 
verfügbar sind, nicht zum Grundwehrdienst einberufen werden. 

Eine Aufschlüsselung der Grundwehrdienstleistenden nach der Dauer 
des Wehrdienstes enthalten die Anlagen 1 und 2*). Die insgesamt nicht 
verfügbaren Wehrpflichtigen sind in den Anlagen 3 und 4 *) nach Grün- 
den aufgegliedert. 


44. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Zu welchen Anteilen haben sich die Jahrgänge 
1976 und 1977 an Männern - gemessen an der 
Gesamtzahl der Wehrpflichtigen - verteilt auf 

- Wehrpflichtige, deren Musterung noch nicht 
abgeschlossen war, und 

- Wehrpflichtige, die nicht einberufbar waren 
(z. B. Mitwirkung im Zivil- und Katastrophen- 
schutz, Dienst bei Polizei und Bundesgrenz- 
schutz, nicht abgeschlossene KD V- Verfahren, 
UK-Stellung, gesetzliche und sog. administra- 
tive Wehrdienstausnahmen), 

wobei, wenn und soweit zu den Fragen keine 
statistischen Unterlagen existieren, um die der 
amtlichen Planung zugrundeliegenden progno- 
stizierten Annahmen gebeten wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27. Februar 1997 


Von den erfaßten Wehrpflichtigen der Geburtsjahrgänge 1976 und 1977 
waren am Stichtag 31. Dezember 1996 insgesamt 79486 bzw. 214561 
ungemustert. Davon waren 16508 bzw. 17208 Wehrpflichtige gemäß § 3 
der Musterungsverordnung von der Pflicht, sich zur Musterung vorzustel- 
len, befreit. 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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45. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Wie viele der Wehrdienstleistenden entfielen 
jeweils in den in Frage 43 genannten Kategorien 
auf die geltenden Verwendungsgrade? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27. Februar 1997 

Eine Aufschlüsselung der zum Grundwehrdienst/freiwilligen zusätz- 
lichen Wehrdienst einberuf enen Wehrpflichtigen nach Tauglichkeits- 
graden enthalten die Anlagen 1 und 2 *). 


46. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Wie werden sich nach bisherigen Erfahrungen 
und üblichen Schätzungen die Jahrgänge 1978, 
1979 und 1980 auf die in den Fragen 43 und 44 
genannten Kategorien verteilen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klaus Rose 
vom 27. Februar 1997 

Die Geburtsjahrgänge 1978, 1979 und 1980 werden voraussichtlich wie in 
Anlage 5*) dargestellt ausgeschöpft werden. Es handelt sich um eine 
Hochrechnung, die sich auf statistische Eckwerte des Jahres 1995 stützt. 
Die für eine Neuberechnung erforderlichen Daten des Jahres 1996 liegen 
noch nicht vor. 

Wie viele der Wehrpflichtigen dieser Jahrgänge bis zum Erreichen der 
Altersgrenze für den Grundwehrdienst freiwilligen zusätzlichen Wehr- 
dienst leisten werden, kann nicht gesagt werden. Ober das Verpflich- 
tung sverhalten der Wehrpflichtigen konnten wegen der Kürze der Zeit, in 
der es diese Wehrdienstart gibt, noch keine gesicherten Erkenntnisse 
gewonnen werden. 


47. Abgeordneter 

Gerhard 

Zwerenz 

(PDS) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung Manöver 
ausländischer Streitkräfte auf dem Gebiet der 
früheren DDR, wie die am 11. Februar 1997 in 
Thüringen begonnene Übung US-amerikani- 
scher Soldaten und die vom 13. bis 28. Februar 
1997 stattfindende Übung niederländischer 
Streitkräfte in Sachsen, als „Normalisierung" 
nach der deutschen Wiedervereinigung ansieht 
(s. Neues Deutschland und Sächsische Zeitung 
vom 12. Februar 1997)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 27. Februar 1997 

Ausbildung und Übungen verbündeter oder befreundeter Streitkräfte auf 
dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland sind geübte und not- 
wendige Praxis, um die Streitkräfte der NATO-Verbündeten, aber auch 
die Streitkräfte der Teilnehmern am Programm „Partnerschaft für den 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Frieden" auf ihre Aufgaben vorzubereiten. In den Fällen, in denen diese 
Ausbildung auf dem Territorium der neuen Bundesländer stattfinden soll, 
entscheidet die Bundesregierung „in einer vernünftigen und verantwor- 
tungsbewußten Weise" über die Genehmigung dieser Übungen. 


48. Abgeordneter 

Gerhard 

Zwerenz 

(PDS) 


Lassen sich diese Manöver nach Auffassung der 
Bundesregierung mit dem Zwei-plus- Vier- Ver- 
trag und der Protokollnotiz zu dem Vertrag über 
die abschließende Regelung in bezug auf 
Deutschland vom 12. September 1990, die die 
Frage der „Verlegung" ausländischer Streit- 
kräfte behandelt, vereinbaren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 27. Februar 1997 

Der „Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland" 
vom 12. September 1990 (Zwei-plus-Vier-Vertrag) besagt in Artikel 5 
Abs. 3 Satz 3, daß ausländische Streitkräfte und Atomwaffen oder deren 
Träger in dem Beitrittsgebiet weder stationiert noch dorthin verlegt wer- 
den. Diese Bestimmung wurde durch die „Vereinbarte Protokollnotiz" zu 
diesem Vertrag mit einer Auslegungshilfe versehen, in der die Parteien 
wörtlich vereinbarten: „Alle Fragen in bezug auf die Anwendung des 
Wortes , verlegt' , wie es im letzten Satz von Artikel 5 Abs. 3 gebraucht wird, 
werden von der Regierung des vereinten Deutschlands in einer vernünf- 
tigen und verantwortungsbewußten Weise entschieden, wobei sie die 
Sicherheitsinteressen jeder Vertragspartei, wie dies in der Präambel nie- 
dergelegt ist, berücksichtigen wird." 

Beantragte militärische Aktivitäten ausländischer Streitkräfte in den 
neuen Bundesländern, wie Manöver, Übungen oder Ausbildungsmaß- 
nahmen etc. werden anhand von Übungsart, -umfang, Gerät, Bewaffnung 
und Personalstärke der übenden Verbände geprüft und bewertet. Nach 
Abwägung der einzelnen Kriterien im Lichte der Sicherheitinteressen 
aller Signatarstaaten des Vertrages erteilt - soweit keinerlei Bedenken 
bestehen - die Bundesregierung die Genehmigung des jeweils beantrag- 
ten militärischen Vorhabens. Dies wurde im Einklang mit dem Zwei-plus- 
Vier-Vertrag sowie der „Vereinbarten Protokollnotiz" zu diesem Vertrag 
auch für die angesprochenen Übungen im Februar diesen Jahres so 
gehandhabt. 


49. Abgeordneter Hält die Bundesregierung diese Militärübungen 

Gerhard angesichts der anhaltenden Diskussion über die 

Zwerenz Osterweiterung der NATO für zweckmäßig? 

(PDS) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 27. Februar 1997 

Die Bundesregierung sieht keinen Zusammenhang zwischen den ange- 
sprochenen Übungen und den Diskussionen um die Öffnung der NATO 
für neue Mitglieder. 

50. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung ver- 

Gerhard anlaßt, diese Manöver zum gegenwärtigen Zeit- 

Zwerenz punkt zu genehmigen? 

(PDS) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 27. Februar 1997 


Die Bundesregierung hat „in einer vernünftigen und verantwortungs- 
bewußten Weise" die Anträge zur Genehmigung dieser Übungen geprüft 
und ihre Durchführung genehmigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


51. Abgeordnete 

Siegnin 

Klemmer 

(SPD) 


Welchen Jugend- und haushaltspolitischen 
Handlungsbedarf erkennt die Bundesregierung 
in den Ergebnissen der 1993 durch das Bundes- 
ministerium für Frauen und Jugend in Auftrag 
gegebenen und nach Aussage eines Artikels in 
DIE ZEIT (14. Februar 1997) im Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
„in Frieden ruhenden" Studie des Sozialwissen- 
schaftlers Gerhard Schmidtchen zu Befindlich- 
keit, Lebenszielen und ethischen Grundsätzen 
der jungen Generation? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 27. Februar 1997 


Die im Jahre 1993 vom damaligen Bundesministerium für Frauen und 
Jugend an Prof. Dr. Gerhard Schmidtchen in Auftrag gegebene Studie 
„Wie weit ist der Weg nach Deutschland" liegt nunmehr vor. 

Es handelt sich um eine breit angelegte Studie zur „Sozialpsychologie der 
Jugend in der postkommunistischen Welt" - so der Untertitel die einer 
vertieften fachlichen und wissenschaftlichen Diskussion bedarf, um ihre 
Thesen mit Ergebnissen anderer vorliegender Untersuchungen verglei- 
chen zu können. 

Die Studie ist soeben im Buchhandel erschienen und steht damit der 
Fachöffentlichkeit und allen Interessierten zur Verfügung. 

Da mehr als 90% der fachlichen und finanziellen Zuständigkeiten in der 
Kinder- und Jugendpolitik bei den Ländern und Kommunen liegen, wird 
sich die Frage nach möglichen Jugend- und haushaltspolitischen Konse- 
quenzen an Bund, Länder und Gemeinden gleichermaßen stellen. 

Im Blick auf die Entwicklungen in den neuen Bundesländern hat der 
9. Jugendbericht „Bericht über die Situation der Kinder und Jugendlichen 
und die Entwicklung der Jugendhilfe in den neuen Bundesländern" 
(Drucksache 13/70 vom 8. Dezember 1994) bestätigt, daß die grundlegen- 
den Weichenstellungen und Aufbauleistungen in Ostdeutschland gelun- 
gen sind und daß die Unterstützung des Bundes einen maßgeblichen 
Anteil hieran hatte. 
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Wie Bundesministerin Claudia Nolte in ihrem Bericht an den Ausschuß für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend des Deutschen Bundestages vom 
11. Januar 1996 dar gelegt hat, sind allerdings auch noch wichtige Auf- 
gaben der Konsolidierung und der fachlichen Fortentwicklung zu leisten. 
Deshalb wird es auch für die absehbare Zukunft erforderlich sein, der Kin- 
der- und Jugendpolitik in den neuen Bundesländern durch Kommunen, 
Länder und Bund besondere Aufmerksamkeit und weitere Anstrengun- 


Wieviel wird in der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich für die Ausbildung von Kindern und Ju- 
gendlichen ausgegeben (Kindergärten, Schulen, 
Berufsschulen, Universitäten)? 


gen zu widmen. 


52. Abgeordneter 

Siegmar 

Mosdorf 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gertrud Dempwolf 
vom 27. Februar 1997 

Die Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung erhebt nach einheitlichen Kriterien seit 1972 
jährlich bei den zuständigen Finanzressorts des Bundes und der Länder 
die Ausgaben der Gebietskörperschaften für Bildung und Wissenschaft. 
Die Dokumentation des Jahres 1996 enthält die Ist-Zahlen für das Jahr 
1993 und die Soll-Zahlen für 1994 und 1995. Die Ist-Zahlen für 1994 und 
1995 und die Soll-Zahlen für 1996 werden im Laufe des Jahres 1997 ver- 
öffentlicht. Nach dieser Dokumentation ergeben sich folgende Ausgaben: 


Nettoausgaben der Gebietskörperschaften 
in Mio. DM 


Jahr 

Kindergärten 
(ohne Anteil 
freier Träger) 

Schulen 

Hoch- 
schulen * ) 



Schulen 

insgesamt 

allgemein- 

bildende 

Schulen 

Berufsschule/ 

Fachschule 


1993 (Ist) 

17 543,01 

79 098,98 

68 181,20 

10 917,78 

44 794,57 

1994 (Soll) 

17 585,40 

80 862,65 

69 883,01 

10 979,64 

45 549,56 

1995 (Soll) 

17 670,33 

82 413,88 

71 199,53 

11 214,35 

47 595,97 


*) einschließlich Hochschulkhniken. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


53. Abgeordnete 

Elisabeth 

Altmann 

(Pommelsbrunn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Entstehen durch die vorliegenden Vorschläge zur 
Gesundheitsreform, die vorsehen, die Zuschüsse 
der Krankenkassen zu ambulanten Vorsorge- 
kuren für Kinder zu streichen, nach Einschätzung 
der Bundesregierung Entwicklungen, die zum 
einen dazu führen, daß sozial schwache Familien 
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von diesen Maßnahmen aus finanziellen Grün- 
den in Zukunft ausgeschlossen werden, und zum 
anderen dazu führen, daß aufgrund der hiermit 
verbundenen sinkenden Nachfrage ein Abbau 
von Arbeitsplätzen bei Anbietern von Kindervor- 
sorgekuren stattfindet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 26. Februar 1997 


Das angesprochene Problem beruht nicht auf den beabsichtigten gesetz- 
lichen Neuregelungen, sondern konnte bereits auf Grund des bisherigen 
Rechts entstehen. Die Krankenkassen können durch Satzungsregelungen 
selbst entscheiden, ob sie einen Zuschuß vorsehen. 

In der Vergangenheit haben fast alle Krankenkassen einen Zuschuß 
gezahlt. Es ist jedoch sachgerecht, die Ausgaben der Krankenkassen für 
Kuren, die in der Vergangenheit extremen Steigerungsraten unterlagen, 
auf einem Normalmaß zu stabilisieren. Ob dabei einzelne Krankenkassen 
ihre Zuschußfinanzierung ganz einstellen, liegt in deren Ermessen. Die 
Bundesregierung erwartet allerdings, daß die Krankenkassen ihr Ermes- 
sen auch in diesen Bereichen verantwortungsvoll ausüben. Sollte dies 
nicht der Fall sein, wird die Bundesregierung prüfen, welche gesetzgebe- 
rischen Maßnahmen einzuleiten sind, um eine derartige inakzeptable Ent- 
wicklung zu unterbinden. 


54. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Trifft es zu, daß bei Veterinärkontrollen der Euro- 
päischen Kommission in deutschen Schlacht- 
höfen durch französisch- oder englischsprachige 
EU-Veterinäre auch immer Veterinäre des Bun- 
desinstituts für gesundheitlichen Verbraucher- 
schutz und Veterinärmedizin (BgVV) anwesend 
sind, um jederzeit eine fachkundige Übersetzung 
zu gewährleisten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. med. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 26. Februar 1997 

Ja. 

Es ist zum einen wegen des Außenvertretungsrechtes des Bundes unab- 
dingbar, daß diese Sachverständigen an den Veterenärkontrollen teilneh- 
men, und zum anderen wichtig sicherzustellen, daß es sich bei diesen Kon- 
trollen lediglich um sogenannte „Kontrollen der Kontrolle" handelt und 
Eingriffe in die Vollzugshoheit der Länder vermieden werden. Daß dabei, 
soweit erforderlich, die BgVV-Sachverständigen Übersetzungshilfen 
leisten, ist ein zusätzlicher positiver Effekt. 


55. Abgeordneter 

Franz 

Römer 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß Asylbewerber und Spätaus- 
siedler ungekürzte Leistungen im Bereich des 
Gesundheitswesens erhalten, obwohl sie keine 
Eigenleistung erbringen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 5. März 1997 


Asylbewerber, die sich im ersten Jahr ihres Asylverfahrens befinden, 
erhalten gemäß § 4 Abs. 1 Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) im 
Krankheitsfall insofern eingeschränkte Leistungen, als ihnen nur die zur 
Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände erforderliche 
ärztliche und zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung 
mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur Besse- 
rung oder zur Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforder- 
lichen Leistungen gewährt werden. Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG wer- 
den diese Leistungen allerdings nur dann gewährt, wenn Einkommen und 
Vermögen, über das verfügt werden kann, von dem Leistungsberechtig- 
ten und seinen Familienangehörigen vollständig aufgebraucht sind. 

Asylbewerber, die sich bereits länger als zwölf Monate im Asylverfahren 
befinden, erhalten gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG nicht mehr die oben 
beschriebenen eingeschränkten Krankheitsleistungen, sondern Leistun- 
gen entsprechend § 37 Bundessozialhilfegesetz; von Zuzahlungen sind sie 
dann befreit, wenn sie nicht in der Lage sind, diese Zahlungen aus eigenen 
Mitteln zu erbringen. 

Asylbewerber, die ihren Lebensunterhalt durch eigenes Einkommen 
selbst finanzieren können, sind unter den Voraussetzungen des § 5 SGB V 
krankenversicherungspflichtig, so daß für sie die allgemeinen Zuzah- 
lungsregelungen gelten. 

Spätaussiedler können als Arbeitnehmer, als Bezieher von Eingliede- 
rungsgeld nach dem Arbeitsförderungs ge setz, als Rentenbewerber oder 
als freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung ver- 
sichert sein. Sie zahlen entweder Beiträge nach den gleichen Bemes- 
sungsgrundlagen wie die übrigen Mitglieder, oder diese Beiträge werden 
für sie entrichtet (vgl. § 157 AEG). Deshalb haben sie auch den gleichen 
Schutz vor dem Risiko der Krankheit wie alle anderen Versicherten. 


56. Abgeordneter 

Franz 

Römer 

(CDU/CSU) 


Welche Angaben liegen der Bundesregierung 
darüber vor, daß Ärzte diesen Patienten bevor- 
zugt Medikamente, Massagen und sonstige 
Behandlungen verschreiben, da diese Kosten von 
den Krankenkassen vollkommen übernommen 
werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 5. März 1997 


Der Bundesregierung liegen bisher nur einige allgemeine Hinweise dar- 
auf vor, daß Ärzte Asylbewerbern bevorzugt Medikamente, Massagen 
und sonstige Behandlungen verschreiben, die die gesetzlichen Kranken- 
kasse für ihre Mitglieder nicht erbringen. Überprüfbare konkrete Anga- 
ben existieren diesbezüglich nicht. Den gesetzlichen Krankenkassen wür- 
den durch eine solche „bevorzugte Behandlung" jedoch keine zusätz- 
lichen Kosten entstehen, da zuständige Kostenträger die für die Sozialhilfe 
bzw. die Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen 
Behörden wären. 
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Für versicherte Spätaussiedler liegen der Bundesregierung keine Anga- 
ben vor, aus denen geschlossen werden könnte, daß Ärzte diesen Patien- 
ten bevorzugt Medikamente, Massagen und sonstige Behandlungen ver- 
schrieben haben. Für eine solche „priviligierte" Verordnungspraxis gibt 
es auch keinen Grund. Die die Ärzte betreffenden Budgetierungen gelten 
für alle Versichertengruppen gleichermaßen. 


57. Abgeordneter 

Franz 

Römer 

(CDU/CSU) 


Stimmt es, daß die für diesen Bereich anfallenden 
Kosten für das Gesundheitswesen in der letzten 
Zeit stark angestiegen sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann-Pohl 
vom 5. März 1997 


Der Bundesregierung liegen diesbezüglich für Asylbewerber keine Anga- 
ben vor. 

Auch für die Spätaussiedler können keine entsprechenden Aussagen 
getroffen werden, da die Kosten für sie in der Statistik der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht gesondert ausgewiesen werden. Es liegen 
auch keine sonstigen Anhaltspunkte vor, denen zu entnehmen wäre, daß 
die für diesen Bereich entstehenden Kosten in den letzten Jahren stark 
angestiegen sind. 


58. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung ggf. zu tun, 

Franz um auf eine Reduzierung der Kosten in diesem 

Römer Bereich hinzuwirken? 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 5. März 1997 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Anwendung der einschlägigen 
Vorschriften (.§ 37 Bundessozialhilfegesetz und § 4 Asylbewerber- 
leistungsgesetz) in bezug auf den Umfang der zu erbringenden ärzt- 
lichen Leistungen und die Abrechnung der erbrachten Leistungen zu 
überprüfen. 

Da eine Kostensteigerung für eine etwaige überzogene und nicht gerecht- 
fertigte Inanspruchnahme von Leistungen der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung für Spätaussiedler nicht festgestellt werden kann, erscheinen 
auf diesen Bereich zielende Maßnahmen zur Reduzierung von Kosten in 
diesem Bereich nicht angezeigt. 


59. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(F.D.P.) 


Wie haben sich seit 1991 die Fallzahlen, die 
durchschnittlichen Fallwerte, die Pflegedauer in 
Tagen und die Durchschnittskosten pro Tag für 
die Leistungen der Häuslichen Krankenpflege 
und der Haushaltshilfe entwickelt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 5. März 1997 

Die Leistungen für häusliche Krankenpflege und Haushaltshilfe in der 
gesetzlichen Krankenversicherung haben seit 1991 erhebliche Zuwächse 
zu verzeichnen. Eine differenzierte Darstellung der Entwicklung der erbe- 
tenen Daten ergibt sich aus den folgenden Übersichten. 


Haushaltshilfe (ohne Schwangerschaft oder Entbindung) 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

197 734 

240 718 

245 827 

287 950 

374 659 

Tage 

2 629 013 

3 123 347 

3 136 684 

3 819 925 

5 105 148 

Tage je Fall 

13,30 

12,98 

12,76 

13,27 

13,63 

Aufwendungen in DM 

178 389 172 

238 955 839 

258 448 805 

331 161 569 

455 129 656 

Kosten je Fall 

902,17 

992,68 

1 051,34 

1 150,07 

1 214,78 

Kosten je Tag 

67,85 

76,51 

82,40 

86,69 

89,15 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

4 465 

6 625 

6 658 

11 222 

12 911 

Tage 

58 001 

103 222 

125 940 

233 225 

262 875 

Tage je Fall 

12,99 

15,58 

18,92 

20,78 

20,36 

Aufwendungen in DM 

1 319 740 

3 593 318 

5 592 783 

8 780 551 

10 846 306 

Kosten je Fall 

295,57 

542,39 

840,01 

782,44 

840,08 

Kosten je Tag 

22,75 

34,81 

44,41 

37,65 

41,26 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

202 199 

247 343 

252 485 

299 172 

387 570 

Tage 

2 687 014 

3 226 569 

3 262 624 

4 053 150 

5 368 023 

Tage je Fall 

13,29 

13,04 

12,92 

13,55 

13,85 

Aufwendungen in DM 

179 708 912 

242 549 157 

264 041 588 

339 942 120 

465 975 962 

Kosten je Fall 

888,77 

980,62 

1 045,77 

1 136,28 

1 202,30 

Kosten je Tag 

66,88 

75,17 

80,93 

83,87 

86,81 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


21,7 

2,1 

17,1 

30,1 

Tage 


18,8 

0,4 

21,8 

33,6 

Tage je Fall 


- 2,4 

- 1,7 

4,0 

2,7 

Aufwendungen in DM 


34,0 

8,2 

28,1 

37,4 

Kosten je Fall 


10,0' 

5,9 

9,4 

5,6 

Kosten je Tag 


12,8 

7,7 

5,2 

2,8 


Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berlin-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 
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Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


48,4 

0,5 

68,5 

15,1 

Tage 


78,0 

22,0 

85,2 

12,7 

Tage je Fall 


19,9 

21,4 

9,9 

- 2,0 

Aufwendungen in DM 


172,3 

55,6 

57,0 

23,5 

Kosten je Fall 


83,5 

54,9 

- 6,9 

7,4 

Kosten je Tag 


53,0 

27,6 

- 15,2 

9,6 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


22,3 

2,1 

18,5 

29,5 

Tage 


20,1 

1,1 

24,2 

32,4 

Tage je Fall 


- 1,8 

- 0,9 

4,8 

2,2 

Aufwendungen in DM 


35,0 

8,9 

28,7 

37,1 

Kosten je Fall 


10,3 

6,6 

8,7 

5,8 

Kosten je Tag 


12,4 

7,7 

3,6 

3,5 


Haushaltshilfe wegen Schwangerschaft oder Entbindung 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

91 825 

97 928 

98 604 

100 909 

110 673 

Tage 

944 527 

1 025 084 

1 003 927 

1 079 785 

1 256 113 

Tage je Fall 

10,29 

10,47 

10,18 

10,70 

11,35 

Aufwendungen in DM 

75 398 887 

91 252 529 

94 795 267 

108 712 120 

133 411 993 

Kosten je Fall 

821,12 

931,83 

961,37 

1 077,33 

1 205,46 

Kosten je Tag 

79,83 

89,02 

94,42 

100,68 

106,21 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

2 576 

2 812 

860 

1 214 

1 409 

Tage 

25 980 

29 008 

11 250 

17 743 

21 309 

Tage je Fall 

10,09 

10,32 

13,08 

14,62 

15,12 

Aufwendungen in DM 

210 505 

389 282 

730 180 

1 264 211 

1 658 638 

Kosten je Fall 

81,72 

138,44 

849,05 

1 041,36 

1 177,17 

Kosten je Tag 

8,10 

13,42 

64,90 

71,25 

77,84 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

94 401 

100 740 

99 464 

102 123 

112 082 

Tage 

970 507 

1 054 092 

1 015 177 

1 097 528 

1 277 422 

Tage je Fall 

10,28 

10,46 

10,21 

10,75 

11,40 

Aufwendungen in DM 

75 609 392 

91 641 811 

95 525 447 

109 976 331 

135 070 631 

Kosten je Fall 

800,94 

909,69 

960,40 

1 076,90 

1 205,11 

Kosten je Tag 

77,91 

- 86,94 

94,10 

100,20 

105,74 


b Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berün-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 
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Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


6,6 

0,7 

2,3 

9,7 

Tage 


8,5 

- 2,1 

7,6 

16,3 

Tage je Fall 


1,8 

- 2,7 

5,1 

6,1 

Aufwendungen in DM 


21,0 

3,9 

14,7 

22,7 

Kosten je Fall 


13,5 

3,2 

12,1 

11,9 

Kosten je Tag 


11,5 

6,1 

6,6 

5,5 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


9,2 

- 69,4 

41,2 

16,1 

Tage 


11,7 

- 61,2 

57,7 

20,1 

Tage je Fall 


2,3 

26,8 

11,7 

3,5 

Aufwendungen in DM 


84,9 

87,6 

73,1 

31,2 

Kosten je Fall 


69,4 

513,3 

22,7 

13,0 

Kosten je Tag 


65,6 

383,6 

9,8 

9,2 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


6,7 

- 1,3 

2,7 

9,8 

Tage 


8,6 

- 3,7 

8,1 

16,4 

Tage je Fall 


1,8 

- 2,5 

5,3 

6,0 

Aufwendungen in DM 


21,2 

4,2 

15,1 

22,8 

Kosten je Fall 


13,6 

5,6 

12,1 

11,9 

Kosten je Tag 


11,6 

8,2 

6,5 

5,5 


Häusliche Krankenpflege nach § 37 Abs. 1 Satz 1 SGB V 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

189 907 

199 654 

194 510 

245 699 

300 424 

Tage 

6 973 986 

4 509 638 

4 519 948 

5 606 773 

7 005 265 

Tage je Fall 

36,72 

22,59 

23,24 

22,82 

23,32 

Aufwendungen in DM 

180 563 624 

195 429 602 

229 796 037 

321 410 928 

419 870 494 

Kosten je Fall 

950,80 

978,84 

1 181,41 

1 308,15 

1 397,59 

Kosten je Tag 

25,89 

43,34 

50,84 

57,33 

59,94 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

119 179 

70 941 

81 013 

102 347 

98 593 

Tage 

3 493 489 

1 623 887 

1 903 747 

2 353 390 

2 381 926 

Tage je Fall 

29,31 

22,89 

23,50 

22,99 

24,16 

Aufwendungen in DM 

42 121 681 

42 270 322 

67 502 468 

89 135 838 

90 520 510 

Kosten je Fall 

353,43 

595,85 

833,23 

870,92' 

918,12 

Kosten je Tag 

12,06 

26,03 

35,46 

37,88 

38,00 


Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berhn-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 
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Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

309 086 

270 595 

275 523 

. 348 046 

399 017 

Tage 

10 467 475 

6 133 525 

6 423 695 

7 960 163 

9 387 191 

Tage je Fall 

33,87 

22,67 

23,31 

22,87 

23,53 

Aufwendungen in DM 

222 685 305 

237 699 924 

297 298 505 

410 546 766 

510 391 004 

Kosten je Fall 

720,46 

878,43 

1 079,03 

1 179,58 

1 279,12 

Kosten je Tag 

21,27 

38,75 

46,28 

51,58 

54,37 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


5,1 

- 2,6 

26,3 

22,3 

Tage 


- 35,3 

0,2 

24,0 

24,9 

Tage je Fall 


- 38,5 

2,9 

- 1,8 

2,2 

Aufwendungen in DM 


8,2 

17,6 

39,9 

30,6 

Kosten je Fall 


2,9 

20,7 

10,7 

6,8 

Kosten je Tag 


67,4 

17,3 

12,8 

4,6 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


- 40,5 

14,2 

26,3 

- 3,7 

Tage 


- 53,5 

17,2 

23,6 

1,2 

Tage je Fall 


- 21,9 

2,7 

- 2,1 

5,1 

Aufwendungen in DM 


0,4 

59,7 

32,0 

1,6 

Kosten je Fall 


68,6 

39,8 

4,5 

5,4 

Kosten je Tag 


115,9 

36,2 

6,8 

0,3 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


- 12,5 

1,8 

26,3 

14,6 

Tage 


- 41,4 

4,7 

23,9 

17,9 

Tage je Fall 


- 33,1 

2,9 

- 1,9 

2,9 

Aufwendungen in DM 


6,7 

25,1 

38,1 

24,3 

Kosten je Fall 


21,9 

22,8 

9,3 

8,4 

Kosten je Tag 


82,2 

19,4 

11,4 

5,4 


Häusliche Krankenpflege nach § 37 Abs. 1 Satz 4 SGB V 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

101 656 

90 736 

82 769 

93 839 

82 111 

Tage 

6 692 830 

5 400 346 

4 588 520 

5 085 733 

3 179 543 

Tage je Fall 

65,84 

59,52 

55,44 

54,20 

38,72 

Aufwendungen in DM 

189 028 352 

180 793 355 

185 904 929 

219 362 862 

179 724 690 

Kosten je Fall 

1 859,49 

1 992,52 

2 246,07 

2 337,65 

2 188,80 

Kosten je Tag 

28,24 

33,48 

40,52 

43,13 

56,53 


Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berlin-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 
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Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

14 845 

9 441 

11 812 

12 381 

9 224 

Tage 

512 911 

246 764 

267 238 

313 332 

246 141 

Tage je Fall 

34,55 

26,14 

22,62 

25,31 

26,68 

Aufwendungen in DM 

5 260 672 

11 415 226 

12 711 472 

12 944 010 

10 217 313 

Kosten je Fall 

354,37 

1 209,11 

1 076,15 

1 045,47 

1 107,69 

Kosten je Tag 

10,26 

46,26 

47,57 

41,31 

41,51 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

116 501 

100 177 

94 581 

106 220 

91 335 

Tage 

7 205 741 

5 647 110 

4 855 758 

5 399 065 

3 425 684 

Tage je Fall 

61,85 

56,37 

51,34 

50,83 

37,51 

Aufwendungen in DM 

194 289 024 

192 208 581 

198 616 401 

232 306 872 

189 942 003 

Kosten je Fall 

1 667,70 

1 918,69 

2 099,96 

2 187,04 

2 079,62 

Kosten je Tag 

26,96 

34,04 

40,90 

43,03 

55,45 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


- 10,7 

- 8,8 

13,4 

- 12,5 

Tage 


- 19,3 

- 15,0 

10,8 

- 37,5 

Tage je Fall 


- 9,6 

- 6,9 

- 2,2 

- 28,6 

Aufwendungen in DM 


- 4,4 

2,8 

18,0 

- 18,1 

Kosten je Fall 


7,2 

12,7 

4,1 

- 6,4 

Kosten je Tag 


18,5 

21,0 

6,5 

31,0 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


- 36,4 

25,1 

4,8 

- 25,5 

Tage 


~ 51,9 

8,3 

17,2 

~ 21,4 

Tage je Fall 


- 24,4 

- 13,4 

11,9 

5,4 

Aufwendungen in DM 


117,0 

11,4 

1,8 

- 21,1 

Kosten je Fall 


241,2 

- 11,0 

- 2,9 

6,0 

Kosten je Tag 


351,0 

2,8 

- 13,2 

0,5 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


- 14,0 

- 5,6 

12,3 

- .14,0 

Tage 


- 21,6 

- 14,0 

11,2 

- 36,6 

Tage je Fall 


~ 8,9 

- 8,9 

~ 1,0 

- 26,2 

Aufwendungen in DM 


- 1,1 

3,3 

17,0 

~ 18,2 

Kosten je Fall 


15,0 

9,4 

4,1 

- 4,9 

Kosten je Tag 


26,2 

20,2 

5,2 

28,9 


Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berlin-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 
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Häusliche Krankenpflege nach § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

469088 

642338 

603224 

759973 

999528 

Tage 

36439721 

52318329 

53450697 

60877172 

82 947 874 

Tage je Fall 

77,68 

81,45 

88,61 

80,10 

82,99 

Aufwendungen in DM 

676324627 

950484532 

1202 967 832 

1543466722 

2055176734 

Kosten je Fall 

1441,79 

1479,73 

1994,23 

2030,95 

2056,15 

Kosten je Tag 

18,56 

18,17 

22,51 

25,35 

24,78 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

198755 

436350 

576248 

576174 

630676 

Tage 

6294 535 

22 935885 

31353887 

31524387 

33525 200 

Tage je Fall 

31,67 

52,56 

54,41 

54,41 

53,16 

Aufwendungen in DM 

80274322 

263780053 

405538007 

498912423 

516463925 

Kosten je Fall 

403,89 

604,51 

703,76 

865,91 

818,91 

Kosten je Tag 

12,75 

11,50 

12,93 

15,83 

15,41 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

667 843 

1078688 

1179472 

1336147 

1630 204 

Tage 

42734256 

75254214 

84 804 584 

92401559 

116473074 

Tage je Fall 

63,99 

69,76 

71,90 

69,16 

71,45 

Aufwendungen in DM 

756598949 

1214 264 585 

1608505839 

2042379145 

2571640659 

Kosten je Fall 

1132,90 

1125,69 

1363,75 

1528,56 

1577,50 

Kosten je Tag 

17,70 

16,14 

18,97 

22,10 

22,08 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


36,9 

- 6,1 

26,0 

31,5 

Tage 


43,6 

2,2 

13,9 

36,3 

Tage je Fall 


4,9 

8,8 

- 9,6 

3,6 

Aufwendungen in DM 


40,5 

26,6 

28,3 

33,2 

Kosten je Fall 


2,6 

34,8 

1,8 

1,2 

Kosten je Tag 


- 2,1 

23,9 

12,7 

- 2,3 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


119,5 

32,1 

0,0 

9,5 

Tage 


264,4 

36,7 

0,5 

6,3 

Tage je Fall 


66,0 

3,5 

0,6 

- 2,8 

Aufwendungen in DM 


228,6 

53,7 

23,0 

3,5 

Kosten je Fall 


49,7 

16,4 

23,0 

- 5,4 

Kosten je Tag 


- 9,8 

12,5 

22,4 

- 2,7 


Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berlin-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 


38 





Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7149 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


61,5 

9,3 

13,3 

22,0 

Tage 


76,1 

12,7 

9,0 

26,1 

Tage je Fall 


9,0 

3,1 

- 3,8 

3,3 

Aufwendungen in DM 


60,5 

32,5 

27,0 

25,9 

Kosten je Fall 


- 0,6 

21,1 

12,1 

3,2 

Kosten je Tag 


- 8,9 

17,5 

16,5 

- 0,1 


Häusliche Krankenpflege nach § 37 Abs. 2 Satz 2 SGB V 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

23 129 

20 974 

21 928 

30 780 

40 276 

Tage 

1 456 895 

1 363 975 

1 584 781 

2 354 455 

2 134 191 

Tage je Fall 

62,99 

65,03 

72,27 

76,49 

52,99 

Aufwendungen in DM 

39 373 739 

40 792 633 

49 583 334 

65 914 082 

55 153 180 

Kosten je Fall 

1 702,35 

1 944,91 

2 261,19 

2 141,46 

1 369,38 

Kosten je Tag 

27,03 

29,91 

31,29 

28,00 

25,84 


Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

27 925 

11 979 

1 753 

1 761 

1 973 

Tage 

336 681 

167 531 

55 323 

47 290 

50 398 

Tage je Fall 

12,06 

13,99 

31,56 

26,85 

25,54 

Aufwendungen in DM 

10 525 121 

847 952 

961 438 

1 304 891 

1 606 698 

Kosten je Fall 

376,91 

70,79 

548,45 

740,99 

814,34 

Kosten je Tag 

31,26 

5,06 

17,38 

27,59 

31,88 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 

51 054 

32 953 

23 681 

32 541 

42 249 

Tage 

1 793 576 

1 531 506 

1 640 104 

2 401 745 

2 184 589 

Tage je Fall 

35,13 

46,48 

69,26 

73,81 

51,71 

Aufwendungen in DM 

49 898 860 

41 640 585 

50 544 772 

67 218 973 

56 759 878 

Kosten je Fall 

977,37 

1 263,64 

2 134,40 

2 065,67 

1 343,46 

Kosten je Tag 

27,82 

27,19 

30,82 

27,99 

25,98 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 


Alte Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


- 9,3 

4,5 

40,4 

30,9 

Tage 


- 6,4 

16,2 

48,6 

- 9,4 

Tage je Fall 


3,2 

11,1 

5,8 

- 30,7 

Aufwendungen in DM 


3,6 

21,5 

32,9 

- 16,3 

Kosten je Fall 


14,2 

16,3 

- 5,3 

- 36,1 

Kosten je Tag 


10,7 

4,6 

- 10,5 

- 7,7 


h Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berlin-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 
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Neue Länder^) 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle 


- 57,1 

- 85,4 

0,5 

12,0 

Tage 


- 50,2 

- 67,0 

- 14,5 

6,6 

Tage je Fall 


16,0 

125,7 

- 14,9 

- 4,9 

Aufwendungen in DM 


- 91,9 

13,4 

35,7 

23,1 

Kosten je Fall 


- 81,2 

674,8 

35,1 

9,9 

Kosten je Tag 


- 83,8 

243,4 

58,8 

15,5 


Neue und Alte Länder 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

Fälle . 


- 35,5 

- 28,1 

37,4 

29,8 

Tage 


- 14,6 

7,1 

46,4 

- 9,0 

Tage je Fall 


32,3 

49,0 

6,6 

- 29,9 

Aufwendungen in DM 


- 16,6 

21,4 

33,0 

- 15,6 

Kosten je Fall 


29,3 

68,9 

- 3,2 

- 35,0 

Kosten je Tag 


- 2,3 

13,3 

- 9,2 

- 7,2 


Bis 1994 Neue Länder einschließlich Berlin-Ost, 1995 Alte Länder einschließlich Berlin-Ost. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


60. Abgeordnete 

Annette 

Faße 

(SPD) 


Wann wird die Grundinstandsetzung der Brücke 
des Ostesperrwerkes in Neuhaus (Landkreis 
Cuxhaven) vorgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 28. Februar 1997 


Im Rahmen der regelmäßigen Brückenprüfungen sind Mängel am Beton- 
überbau und an der Fahrbahndecke der Brücke des Ostesperrwerkes fest- 
gestellt worden. Eine konkrete Entwurfsplanung für eine Grund- 
instandsetzung wird noch auf gestellt, so daß zur Zeit keine festen Termine 
genannt werden können. 


61. Abgeordnete 

Annette 

Faße 

(SPD) 


Mit welchen Kosten für Bund bzw. Landkreis 
Cuxhaven ist zu rechnen, und wann ist mit der 
Fertigstellung des Vorhabens zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 28. Februar 1997 

Die Gesamtinstandsetzung wird voraussichtlich unter 1 Mio. DM liegen 
und vom Bundeshaushalt getragen werden. 


62. Abgeordnete 

Annette 

Faße 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den vom Euro- 
päischen Parlament in einer Entschließung zur 
Mitteilung der Kommission über die gemeinsame 
Verkehrspolitik - Aktionsprogramm 1995 bis 
2000 (Ausschuß für Verkehr des Deutschen Bun- 
destages, Drucksache 13/490) - geäußerten 
Wunsch nach einem Bericht und einer Unter- 
suchung der Kommission zur Förderung der Posi- 
tion der Binnenschiffahrt noch vor dem 1. Januar 
1998, und wo sieht die Bundesregierung konkrete 
Ansatzpunkte, um die Kommission bei dieser 
Aufgabe zu unterstützen und damit die Position 
der Binnenschiffahrt in der Transportkette zu 
stärken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 28. Februar 1997 

Das Europäische Parlament hat im Rahmen der Beratung des Aktionspro- 
gramms 1995 bis 2000 vorgeschlagen, daß die Europäische Kommission 
zur Förderung der Position der Binnenschiffahrt eine stimulierende und 
koordinierende Rolle übernehmen soll. Dieser Vorschlag wird von der 
Bundesregierung grundsätzlich begrüßt. Nach Auskunft der Europä- 
ischen Kommission beabsichtigt sie deshalb im zweiten Halbjahr 1997 mit 
allen betroffenen Mitgliedstaaten und den Binnenschiffahrts- sowie Ver- 
laderverbänden ein gemeinsames Gespräch mit dem Ziel zu führen, wei- 
tere Maßnahmen zur Förderung der Binnenschiffahrt abzustimmen bzw. 
festzulegen. Bei dieser Gelegenheit werden auch die vom Europäischen 
Parlament auf gezeigten Probleme und Anregungen zu erörtern sein. 

Die Bundesregierung unterstützt die Binnenschiffahrt durch zahlreiche 
internationale und nationale Maßnahmen. Sie hat erst am 24. Januar 1997 
mit den Binnenschiffahrtsverbänden ein gemeinsames Maßnahmen- und 
Arbeitsprogramm zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in der Bin- 
nenschiffahrt veröffentlicht. In diesem gemeinsamen Aktionsprogramm 
sind auch Maßnahmen zur stärkeren Einbeziehung der Binnenschiffahrt 
in die Transportketten enthalten. 

Die Bundesregierung hat 1996 im Rat (Verkehr) einem Maßnahmenpaket 
zur EU-Markt Ordnung in der Binnenschiffahrt mit folgenden Elementen 
zu gestimmt: 

1. Beseitigung der strukturellen Überkapazität durch eine neue gemein- 
schaftliche Abwrackaktion in den Jahren 1996 bis 1998, 

2. Förderung der Attraktivität des Wasserstraßentransports durch Zulas- 
sung von Finanzbeihilfen für Investitionen in Infrastruktur bzw. Aus- 
rüstung der Umschlagplätze an Binnenschiffahrtsstraßen, 

3. schrittweise Abschaffung der Tour-de-R61e-Systeme in den Niederlan- 
den, Belgien und Frankreich bis zum Jahr 2000. 

Diese erst kürzlich verabschiedeten Maßnahmen zugunsten der Binnen- 
schiffahrt werden ihre volle Wirkung in den nächsten Jahren entfalten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


63. Abgeordnete 
Ursula 
Schönberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Äußerung einer Sprecherin des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit gegenüber dem Mitteldeutschen 
Rundfunk (siehe auch taz 15. /16. Februar 1997) 
zutreffend, daß das Endlager Morsleben im Jahre 
2000 geschlossen wird, selbst wenn die Betriebs- 
genehmigung um fünf Jahre verlängert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 4. März 1997 

Richtig ist, daß über das zur Einlagerung vorgesehene Gesamtnuklid- 
inventar hinaus keine Einlagerungen radioaktiver Abfälle erfolgen soll, 
selbst wenn die Betriebsgenehmigung über den 30. Juni 2000 hinaus um 
fünf Jahre verlängert würde. Dies hat die Sprecherin zum Ausdruck 
gebracht. 


64. Abgeordnete 
Ursula 
Schönberger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Teilt das Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit die Rechtsauffas- 
sung, daß ein rechtsfreier Raum vom 30. Juni 2000 
bis zum Abschluß des Planfeststellungsverfah- 
rens auch durch einen Planfeststellungsbeschluß 
geregelt werden kann, der explizit den Betrieb 
des Endlagers Morsleben in stillgelegtem 
Zustand regelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 4. März 1997 

Der Vorschlag, die Dauerbetriebsgenehmigung über den 30. Juni 2000 
hinaus zu verlängern, stellt den effektivsten Weg dar und ist im übrigen im 
Wismutbereich im Einvernehmen mit allen beteiligten Seiten gewählt 
worden. 


65, Abgeordnete 
Ursula 
Schönberger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es zutreffend, daß das vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
als genehmigt angesehene Einlagerungsvolu- 
men für das Endlager Morsleben unter den gege- 
benen Einlagerungsbedingungen nicht bis zum 
30. Juni 2000 mit radioaktivem Abfall auffüllbar 
wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Hirche 
vom 4. März 1997 

Ob das zur Einlagerung vorgesehene Gesamtnuklidinventar, das wesent- 
lich niedriger ist als das genehmigte, auch bis zum 30. Juni 2000 zur Ein- 
lagerung kommt, ist ungewiß und hängt im wesentlichen von der Bereit- 
stellung morslebengängiger Abfälle durch die Abfallverursacher ab. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


66. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung vor über die Zusammenarbeit der britischen 
Post- und Bahnunternehmen zur verstärkten 
Abwicklung des Postverkehrs auf dem Schienen- 
netz, und wie hoch ist der Anteil (in absoluten und 
relativen Zahlen) der von der Deutschen Bahn 
AG zum gegenwärtigen Zeitpunkt ganz oder teil- 
weise auf Gleisen (bei separater Ausweisung des 
kombinierten Ladungsverkehrs) beförderten Post 
der Deutschen Post AG (bitte getrennt nach 
Briefen, Infopost, Päckchen und Paketen) am 
Gesamtpostaufkommen in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 6. März 1997 


Zu Ihrer Frage nach der Zusammenarbeit zwischen der Royal Mail und der 
British Rail darf ich zunächst ausführen: 

Die Royal Mail in Großbritannien setzt zum Posttransport den Schienen- 
verkehr in drei Bereichen ein: 

- Posttransport mit Passagierzügen; die Royal Mail beabsichtigt jedoch, 
diese Transportform für Postsendungen auslaufen zu lassen. 

- Sogenannte Travelling Post Offices (z. Z. zwölf Stück); es handelt sich 
um Züge mit Umarbeitung der Post beim Einsatz auf großen Distanzen, 
z. B. London — Glasgow (vergleichbar mit den Bahnposten der Deut- 
schen Post AG). 

- Die Royal Mail betreibt zudem noch ein eigenes Zugnetz ausschließlich 
zum Posttransport (Pakete und Briefe), ähnlich dem Nachtluftpostnetz 
der Deutschen Post AG, d. h. mit einem zentralen Knotenpunkt, der sich 
in der Nähe von London befindet. Die Züge, ca. 35 Stück, sind Eigentum 
der Royal Mail, werden aber von Lokomotivführern der British Rail 
gesteuert. 

Zu Ihrem Wunsch nach Aufschlüsselung der von der Deutschen Post AG 
auf der Schiene transportierten Sendungen hat das Unternehmen mitge- 
teilt, daß der Schienenanteil im Frachtbereich in der Woche ca. 20% und 
an Wochenenden ca. 80% beträgt. Im Briefbereich beläuft sich der Schie- 
nenanteil auf ca. 5%. 

Eine genauere Aufschlüsselung, insbesondere hinsichtlich der verschie- 
denen Produkte sowie einer separaten Ausweisung des kombinierten 
Ladungsverkehrs, bedürfte nach Angaben der Deutschen Post AG geson- 
derter Erhebungen und ist im vorgegebenen Zeitrahmen leider nicht dar- 
stellbar. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


67. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Wie viele Wohneinheiten können nach dem der- 
zeitigen Planungsstand in Berlin bis zur Jahres- 
mitte 1999 den umzugs- und pendelbereiten Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern bei Parlament 
und Teilen der Regierung von seiten bzw. im Auf- 
trag des Bundes bezugsfertig angeboten werden, 
und was versteht die Bundesregierung bei der 
Ermittlung des Wohnraumbedarfs in den einzel- 
nen Ressorts konkret unter der Formulierung 
„zeitnah" zur Verlagerung der Arbeitsplätze 
(s. Drucksache 13/5220, S. 2)? 


Antwort der Staatssekretärin Christa Thoben 
vom 28. Februar 1997 


Nach dem Wohnraumversorgungskonzept der Bundesregierung vom 
29. Juni 1995 soll der umzugsbedingte Wohnungsbedarf durch 8000 Neu- 
bauwohnungen und 4 000 ehemalige Alliierten-Wohnungen gedeckt wer- 
den. 

Der Planungsstand ergibt sich aus der anliegenden Auflistung der 
zur Bebauung vorgesehenen „großen" Wohnungsbaustandorte mit über 
100 Wohnungen, die der Personal- und Sozialkommission des Ältesten- 
rates des Deutschen Bundestages mit Schreiben vom 29. November 1996 
übersandt wurde. 

Allein diese großen Standorte beinhalten ein Wohnungsbaupotential von 
2020 Wohnungen. Daneben können weitere 950 Wohneinheiten auf klei- 
neren Standorten angeboten werden. Hinzu kommen weitere Bauland- 
potentiale im nahen Berliner Umland mit bis zu 1 000 Einfamilienhäusern, 
die bereits bis Mitte 1999 baureif gemacht werden können. 

Die weiteren Wohnungen werden im restlichen Umzugszeitraum fertig- 
gestellt. 

Die ehemaligen Alliierten-Wohnungen wurden zur Vermeidung langjäh- 
rigen Leerstands zum überwiegenden Teil an Wohnungsbauunterneh- 
men und das Studentenwerk zwischenvermietet. Die Rückgabe erfolgt 
schrittweise ab Anfang 1998. Bis zur Jahresmitte 1999 ist die Rückgabe 
von 2765 ehemaligen Alliierten-Wohnungen vertraglich vereinbart. 

Darüber hinaus wurden im Oktober 1996 und Januar 1997 bereits 341 
bundeseigene Objekte überwiegend aus ehemaligem Alliiertenbestand 
den umziehenden Bediensteten zum Erwerb angeboten. 

Der Wohnraumbedarf hängt von der Anzahl der tatsächlich Umziehenden 
und dem Zeitpunkt der Verlagerung der umzugsbetroffenen Ressorts und 
Dienststellen nach Berlin ab. Um einerseits die Wohnungen bedarf s- und 
zeitgerecht zum voraussichtlichen Umzug erstellen zu können, anderer- 
seits aber Leerstände zu vermeiden, erfolgt die Errichtung der erforder- 
lichen Neubauwohnungen in zwei Stufen. Die erste Stufe umfaßt die 
sofortige Baureifmachung und Sicherung des Baurechts. In der zweiten 
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Stufe werden eigentlichen Wohnungsbauleistungen unter Berücksichti- 
gung der entsprechenden Bauzeit vom Investor abgerufen, sobald sich die 
Umzugsplanungen der Ressorts und Dienststellen und der sich hieraus 
ergebende Wohnungsbedarf hinreichend konkretisiert haben. Dabei ist 
Sorge getragen, daß bei einzelnen Standorten und einem zeitlich früheren 
Bedarf der Abruf der Wohnungen bei den Investoren auch früher erfolgen 
kann. Hierdurch ist sichergestellt, daß die Neubauwohnungen synchron 
zur Verlagerung der Arbeitsplätze erstellt werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie 


68. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Lehrlingsvergütungen im ersten, zwei- 
ten und dritten Lehrjahr in den letzten 20 Jahren 
in den einzelnen Branchen entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 27. Februar 1997 


Die tarifvertraglichen Erhöhungen der Ausbiidungsvergütungen orientie- 
ren sich im Zeitraum von 1987 bis 1989 an den Steigerungen der Tarif- 
löhne und -gehälter. Anfang der 90er Jahre sind die Ausbildungsver- 
gütungen stärker angehoben worden. Inzwischen ist eine Änderung 
erkennbar. In der Tarifrunde 1996 sind in den meisten Tarif bereichen 
Erhöhungen der tariflichen Ausbildungsvergütungen vereinbart worden, 
die sich wieder an den Steigerungen der Tariflöhne und -gehälter orientie- 
ren. Einige Tarifpartner haben ein Einfrieren der Ausbildungsvergütun- 
gen bei gleichzeitig erhöhtem Lehrstellenangebot vereinbart. Im Bau- 
hauptgewerbe ist die Ausbildungsvergütung um 10% abgesenkt worden. 

Wie die nachstehende Darstellung zeigt, weisen Ausbiidungsvergütun- 
gen sowohl von ihrer Höhe als auch von ihrer Entwicklung erhebliche 
Unterschiede auf. 

Entwicklung der durchschnittlichen Lehrlingsvergütung ausgewählter Berufe 

nach Lehrjahren 
Alte Länder 



1976 

1996 

Ausbildungsberuf 

1. Lehr- 
jahr 

2. Lehr- 
jahr 

3. Lehr- 
jahr 

1. Lehr- 
jahr 

2. Lehr- 
jahr 

3. Lehr- 
jahr 

Maurer 

Vergütungsanstieg 76 bis 96 

379 

606 

758 

1 045 
176% 

1 625 
168% 

2 050 
170% 

Bankkaufmann 
Vergütungsanstieg 76 bis 96 

499 

559 

623 

1 123 
125% 

1 217 
118% 

1 308 
110% 
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1976 



1996 


Ausbildungsberuf 

1. Lehr- 
Jahr 

2. Lehr- 
jahr 

3. Lehr- 
jahr 

1. Lehr- 
jahr 

2. Lehr- 
jahr 

3. Lehr- 
jahr 

Industriekaufmann 
Vergütungsanstieg 76 bis 96 

396 

453 

525 

1 057 
167% 

1 134 
150% 

1 235 

135% 

Verwaltungsfachangestellter 
Vergütungsanstieg 76 bis 96 

365 

418 

471 

1 058 
190% 

1 141 

173% 

1 218 
159% 

Bäcker 

Vergütungsanstieg 76 bis 96 

310 

380 

480 

710 

129% 

800 

111% 

940 

96% 

Kraftfahrzeugmechaniker 
Vergütungsanstieg 76 bis 96 

293 

328 

384 

829 

183% 

888 

171% 

986 

157% 

Arzthelfer 

Vergütungsanstieg 76 bis 96 

315 

345I) 


880 

179% 

960 

178% 

1 040 

Gärtner 

Vergütungsanstieg 76 bis 96 

224 

264 

351 

820 

266% 

948 

259% 

1 075 
206% 

Friseur 

Vergütungsanstieg 76 bis 96 

156 

188 

233 

507 

225% 

690 

267% 

844 

262% 

Damenschneider 
Vergütungsanstieg 76 bis 96 

125 

148 

173 

281 

125% 

329 

122% 

400 

131% 


bis 1985 zweijähriger Ausbildungsgang. 
Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung. 


69. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen stellt die Bundesregie- 
rung an, um den Betrieben bei der Bewältigung 
der ansteigenden Nachfrage nach Lehrstellen 
behilflich zu sein? 


70. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen wurde diesbezüglich 
in der Vergangenheit gearbeitet, und welche 
Anreize würden nach bisherigen Erfahrungen 
der Bundesregierung Möglichkeiten bringen, 
daß mehr Lehrlingsangebote erfolgten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 27. Februar 1997 

Rahmenbedingungen verbessert 

Die Bereitstellung einer ausreichenden Zahl von Ausbildungsplätzen liegt 
im Eigeninteresse und in der Verantwortung der Wirtschaft. Die Berufsbil- 
dungspolitik muß durch geeignete Rahmenbedingungen die Funktions- 
fähigkeit des dualen Systems erhalten und verbessern. Diesem Ziel dient 
eine umfassende Modernisierung, Differenzierung und Flexibilisierung 
des dualen Systems sowie die Beseitigung von Ausbildungshemmnissen. 

Diese Ziele und hierauf gerichtete Maßnahmen liegen bereits dem mit den 
Sozialpartnern abgestimmten „Bericht zur Stärkung und Modernisierung 
der beruflichen Bildung" (Drucksache 13/4213) der Bundesregierung vom 
Februar 1996, dem Berufbildungsbericht 1996 (Drucksache 13/4555) und 
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der Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Abgeordne- 
ten Maritta Böttcher, Rolf Kutzmutz, Dr. Christa Luft, Rosel Neuhäuser und 
der Gruppe der PDS (Drucksache 13/5675) vom September 1996 zu- 
grunde. 

Neuordnung von Ausbildungsberufen 

Moderne Ausbildungsberufe und Ausbildungsordnungen sind ein wichti- 
ger Beitrag zur Sicherung und Ausweitung des Lehrstellenangebotes. Seit 
1995 wurden 23 Ausbildungsberufe modernisiert. In drei neuen Medien- 
berufen kann seit dem 1. August 1996 ausgebildet werden. Die Entwick- 
lung neuer Berufe in wachsenden Wirtschaftsbereichen wurde weiter vor- 
angetrieben. Zur Zeit werden Ausbildungsordnungen für 14 weitere neue 
Berufe erarbeitet, die zum 1. August 1997 in Kraft treten sollen. Bei rund 
90 Berufen mit rund 500000 Lehrlingen wird derzeit an der Modernisie- 
rung gearbeitet. 33 modernisierte Berufsbilder sollen bereits am 1. August 
1997 in Kraft treten. Gespräche über weitere rund 20 Vorschläge für neue 
Berufe werden derzeit von den Sozialpartnern geführt. 

Die notwendige Differenzierung des dualen Systems wird ebenfalls weiter 
vorangebracht. Durch neue zweijährige Ausbildungsberufe sowie mehr 
Stufenausbildungsberufe sollen die betrieblichen Ausbildungsmöglich- 
keiten für stärker praxisbegabte Jugendliche erweitert werden. Gesprä- 
che darüber werden im Rahmen der „Aktion neue Berufe" mit den Sozial- 
partnern geführt. Für leistungsstärkere Jugendliche sollen verstärkt flexi- 
bel einsetzbare Zusatzqualifikationen entwickelt werden, die während 
der Ausbildung oder unmittelbar danach vermittelt werden können. 

Ausbildereignungsverordnung geändert 

Maßnahmen zur Flexibilisierung der Berufsausbildung wurden bereits 
umgesetzt: Alle Ausbildereignungsverordnungen wurden 1996 geändert. 
Damit können die Kammern berufserfahrenen und qualifizierten Fach- 
kräften jetzt auch ohne aufwendige formelle Prüfung die Ausbildereig- 
nung zuerkennen, wenn die ordnungsgemäße Ausbildung gesichert ist. 

Jugendarbeitsschutzgesetz geändert 

Ferner hat die Bundesregierung das Jugendarbeitsschutzgesetz 
(JArbSchG) geändert. Erwachsene Lehrlinge (70%) können jetzt nach 
halben Berufsschultagen in den Ausbildungsbetrieb zurück. Bund und 
Länder sind sich einig, daß der Berufsschulunterricht flexibler organisiert 
werden muß, um die betrieblichen Anwesenheitszeiten der Lehrlinge 
zu erhöhen. Die Länder haben entsprechende Maßnahmen eingeleitet. 

Aktion Lehrstellen Ost 

Dank der Neuausrichtung des Bund-Länder-Programms zur Erhöhung 
des Lehrstellenangebotes („Aktion Lehrstellen Ost") in den neüen Län- 
dern werden - im Unterschied zu den Vorläuferprogrammen (Gl-Ost) - 
verstärkt betriebsnahe Ausbildungsplätze gefördert. Insgesamt wurden 
im Rahmen des Programms 14300 zusätzliche Lehrstellen, an denen der 
Bund sich mit 190 Mio. DM (13250 DM pro Platz) beteiligt, angeboten. 

Ausbildungsplatzentwickler 

Darüber hinaus fördert das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie über 150 Ausbildungsplatzentwickler bei den 
Kammern, die über 12000 Lehrstellen in den neuen Ländern mobilisieren 
konnten. 
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Nach den Erfahrungen in den neuen Ländern hält die Bundesregierung 
den Einsatz von Ausbildungsplatzentwicklern in den alten Ländern für ein 
erfolgversprechendes Mittel zur Schaffung zusätzlicher Lehrstellen. Sie 
erwartet diesbezügliche Aktivitäten der Kammern. 


71. Abgeordneter 

Dr. Manuel 
Kiper 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Einrichtungen der Herrmann von Helm- 
holtz-Gesellschaft Deutscher Forschungszentren 
(HGF) müssen aus ihrer Grundfinanzierung in 
den nächsten Jahren prozentual Mittel in einen 
Fonds zahlen, über dessen Verwendung der 
HGF-Senat entscheidet, und wie sind diese Zah- 
lungen - einschließlich ihrer Entwicklung über 
die Zeit - jeweils auf die einzelnen Einrichtungen 
verteilt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 27. Februar 1997 

Die Bildung eines sogenannten Strategiefonds für die Einrichtungen der 
Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft deutscher Forschungszentren 
(HGF) ist ein Element der vom Bundesministerium für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie am 11. Juli 1996 vorgelegten „Leit- 
linien zur Neuorientierung der deutschen Forschungslandschaft'' , um den 
Wettbewerb zwischen den Zentren zu erhöhen und eine einrichtungs- 
übergreifende Schwerpunktbildung zu stimulieren. Die Umsetzung dieser 
Leitlinien wird z. Z. mit den HGF-Zentren sowie mit den Ländern disku- 
tiert. 

Auf Vorschlag der HGF sollen alle Helmholtz- Zentren grundsätzlich den 
gleichen Prozentanteil ihres Zuwendungsvolumens (ohne Ausbauinvesti- 
tionen) einbringen. Nach einer Aufbauphase soll dieser Prozentsatz 
ca. 5% betragen. Über die Möglichkeit zur Berücksichtigung besonderer 
Problemstellungen bei einzelnen Helmholtz-Zentren wird z. Z. im HGF- 
Senat noch beraten. 

Die Mittel werden überwiegend nicht als Barreserve, sondern als Fest- 
legungen im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung zur Verfügung 
stehen. Sie ermöglichen die Aufnahme neuer, zukunftsweisender 
Forschungsthemen. Zu ihrer Auswahl gibt der Senat der HGF aufgrund 
von Anträgen aus den Zentren Empfehlungen ab, die von den Zuwen- 
dungsgebern im Rahmen des Zuwendungs- bzw. Haushaltsaufstellungs- 
verfahrens umgesetzt werden. 


72. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


In welcher Höhe wurden Unternehmen aus dem 
Erftkreis Fördermittel des Bundes im Bereich For- 
schung und Entwicklung, auf geteilt nach Mitar- 
beitergröße und direkter und indirekter Förde- 
rung, in den einzelnen Jahren von 1985 bis 1995 
gewährt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 27. Februar 1997 

Für den Bund stehen Daten zur Förderung im Bereich Forschung und Ent- 
wicklung (FuE) auf Kreisebene nicht zur Verfügung. 
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Die nachstehende Tabelle weist die Höhe der Projektförderung des Bun- 
desministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
an Unternehmen im Erftkreis getrennt nach direkter Projektförderung 
sowie indirekter und indirekt-spezifischer Projektförderung in den Jahren 
1985 bis 1996 aus. 

Eine zusätzliche Gliederung der Daten nach Beschäftigtengrößenklassen 
ist nicht möglich, da diese Informationen für den betrachteten Vorhaben- 
bestand nicht vorliegen. 


1985 bis 1996 

Projektförderung des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie an Unternehmen im Erftkreis *) 


Beträge in TDM 


Förderart 

Ist 

1985 

Ist 

1986 

Ist 

1987 

Ist 

1988 

Ist 

1989 

Ist 

1990 

Ist 

1991 

Ist 

1992 

Ist 

1993 

Ist 

1994 

Ist 

1995 

Ist 

1996 

vorläu- 

fig‘) 

Direkte Pro- 
jektförderung 

3 104 

697 

898 

1 140 

559 

1 453 

2 107 

676 

361 

220 

351 

1 120 

Indirekte und 
indirekt-spe- 
zifische Pro- 
jektförderung 

838 

308 

437 

389 

253 

187 

73 

233 

0 

1 

80 

0 

Insgesamt 

3 943 

1 005 

1 335 

1 529 

812 

1 641 

2 179 

909 

361 

221 

430 

1 120 


Rundungsdifferenz 


*) Ohne Vorhaben im Förderbereich Y (Nicht FuE-relevante Bildungsausgaben - 
keine Wissenschaftsausgaben). 

Indirekte und indirekt-spezifische Projektförderung ohne über AIF abgewik- 
kelte Programme. 

Quelle: Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo- 
gie. 


73. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung ähnlich wie 
beim BioRegio-Wettbewerb auch andere Schwer- 
punktförderungen über Wettbewerbe auszulo- 
ben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 4. März 1997 


In modernen Hochtechnologiefeldern wird die Bedeutung eines Landes 
oder einer Region im internationalen Standortwettbewerb immer häufiger 
an der Existenz sogenannter Kompetenzzentren gemessen. Solche Kom- 
petenzzentren, wie es z. B. das Silicon Valley in den USA für die Informa- 
tions- und Kommunikationstechnologien darstellt, werden nicht allein 
durch hervorragende Forschungsleistungen definiert. Von gleicher 
Bedeutung ist ein innovatives Umfeld, das u. a. durch enge Vernetzung 
zwischen Wirtschaft, Forschungsinstituten und Universitäten, durch junge 
technologieorientierte Unternehmen und Unternehmensneugründungen, 
durch leichten Zugang zu Risikokapital und durch eine aufgeschlossene 
Verwaltungs- und Genehmigungspraxis gekennzeichnet wird. 
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Auch im Zeitalter hochentwickelter Telekommunikationsinfrastrukturen 
ist die regionale Konzentration für die Herausbildung von Kompetenzzen- 
tren entscheidend. Die Bundesregierung sieht deshalb in regionalbeton- 
ten Wettbewerben ein geeignetes Instrument, um die Entwicklung von 
Forschungs- und Innovationsstrukturen zu initiieren, die die Keimzellen 
für die Bildung von Kompetenzzentren werden können. 


74. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
die Orientierung auf die Ist-Potential-Bewertung 
als wesentliches Auswahlkriterium Regionen 
benachteiligte, die infolge eines laufenden Struk- 
turwandels zwar hervorragende Entwicklungs- 
potentiale, aber noch unterentwickelte Ist-Poten- 
tiale haben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 4. März 1997 

Nach Auffassung der Bundesregierung können Freiheit in der Eigendar- 
stellung der Wettbewerber und eine - auch internationale - Besetzung der 
Wettbewerbsjury mit unabhängigen und kompetenten Mitgliedern aus 
Wirtschaft und Wissenschaft - wie z. B. bei dem BioRegio-Auswahlpro- 
zeß- sicherstellen, daß allein sachliche, am Förderziel orientierte Kriterien 
angewandt werden. Hierbei sind Informationen über den Ist-Zustand 
ebenso eingeflossen wie das jeweilige Entwicklungspotential einer 
Region, sofern seine Realisierungschancen hinreichend zuverlässig abge- 
schätzt werden können und im zeitlichen Horizont der Maßnahme zu ver- 
wirklichen sind. 

Da die Auswahlkriterien Teil der öffentlichen Bekanntgabe des BioRegio- 
Wettbewerbs waren, ist eine Benachteiligung bei der Auswahl nicht gege- 
ben. Das Sondervotum der Jury für Jena zeigt, daß ein hervorragendes 
Entwicklungskonzept Schwächen im Ist-Zustand kompensiert. 

Beim BioRegio-Wettbewerb kommt es neben der Signalwirkung auch auf 
eine je nach Fall geartete Breitenförderung an. Dies bedeutet, daß die 
ebenfalls bewerteten Regionen, die das Ziel zunächst nicht erreicht haben, 
mit Hilfe der Wirtschaft, der Sitzländer und des Bundes vergleichbare 
Schritte schneller nachvollziehen können. 


75. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung bei künftigen Wettbe- 
werben die Bewertungskriterien so ändern, daß 
Regionen, die durch Strukturwandel neue Ent- 
wicklungsmöglichkeiten erschließen wollen und 
evtl, sogar innovativer als alte Standorte sind, 
nicht mehr benachteiligt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Wülfing 
vom 4. März 1997 

Ziel von wettbewerblichen Schwerpunktförderungen nach dem BioRegio- 
Vorbild ist nicht die Breitenförderung, sondern die „Stärkung der Star- 
ken" im internationalen Umfeld. Die Bewertungskriterien für solche 
regionalbetonten Schwerpunktförderungen müssen sich jeweils an den 
fachlichen Gegebenheiten und dem Ziel der jeweiligen Förderungsmaß- 
nahme orientieren. 
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Die Bundesregierung sieht in solchen Wettbewerben eine ergänzende 
Maßnahme der Forschungsförderung, die Regionen mit Innovativkraft 
nicht benachteiligt. Der erfolgreiche BioRegio-Wettbewerb zeigte viel- 
mehr, daß durch regionale Schwerpunktförderung im Wettbewerb wert- 
volle Impulse ausgelöst werden, die weit über die ausgezeichneten Regio- 
nen hinauswirken und allen teilnehmenden Regionen zugute kommen. 


Bonn, den 7. März 1997 
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